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Klaus Einig Regulierung der Daseinsvorsorge 
als Aufgabe der Raumordnung 
im Gewährleistungsstaat 

1 Einleitung 

Daseinsvorsorge bezeichnet Dienstleistun­
gen, an deren Angebot ein besonderes öf­
fentliches Interesse besteht.1 Eine moder­
ne Interpretation versteht sie „als flächen­
deckende Versorgung mit bestimmten, von 
den politisch Verantwortlichen subjektiv als 
lebensnotwendig eingestuften Gütern und 
Dienstleistungen zu allgemein tragbaren 
(sozial verträglichen) Preisen“.2 Die Versor­
gung mit Energie, Wasser, Telekommunika­
tion, öffentlichem Nah- und Fernverkehr, 
Post, Abfall- und Abwasserentsorgung wird 
ebenso zur Daseinsvorsorge gerechnet wie 
die Grundversorgung mit sozialen Dienst­
leistungen wie Kulturangebote, Gesund­
heitsdienste, Kinderbetreuung, Schulaus­
bildung und Altenpflege.3 

Das traditionelle Konzept der Daseinsvor­
sorge geht vom Grundparadigma staatli­
cher Allzuständigkeit für die Bereitstellung 
dieser gemeinwohlorientierten und lebens­
wichtigen Leistungen aus; entsprechend 
werden sie bisher auch vorrangig von Staat 
und Gemeinden erbracht. Der Realität wird 
dieses Konzept jedoch nicht mehr gerecht, 
denn durch die Liberalisierung und Privati­
sierung einzelner Bereiche der öffentlichen 
Wirtschaft werden Gemeinwohlaufgaben 
zunehmend arbeitsteilig zwischen öffent­
lichem und privatem Sektor organisiert und 
verwirklicht. Ein zeitgemäßes Daseinsvor­
sorgeverständnis verspricht das Dienstleis­
tungskonzept der Europäischen Kommis­
sion (s. Kap. 2). Dieses Konzept liegt auch 
dem Modell des Gewährleistungsstaates 
zugrunde, das als modernes Leitbild der 
Daseinsvorsorge gilt.4 „Zentrale Aufgaben 
des Gewährleistungsstaates sind die Sicher­
stellung einer sog. Grundversorgung (…) 
und die Wahrnehmung einer sog. Infra­
strukturverantwortung“ 5. Im Gewährleis­
tungsstaat garantiert die öffentliche Hand 
nicht mehr selbst die eigentliche Leistungs­
produktion, sondern gewährleistet „nur 
noch“ eine Grundversorgung mit gemein­
wohlrelevanten Dienstleistungen zu ver­
einbarten Qualitäts- und Preisstandards an 

bestimmten Standorten. Die ursprüngliche 
staatliche Erfüllungsverantwortung weicht 
einer Verantwortung, die nur noch die Ge­
währleistung der Dienste umfasst.6 Auto­
matisch wird damit die Regulierung des 
Dienstleistungsangebots zur vordringlichen 
Staatsaufgabe.7 

Bisher beschäftigen sich Arbeiten zum Ge­
währleistungsstaat vorrangig mit der Regu­
lierungsbeziehung zwischen öffentlichen 
Gewährleistern und privaten bzw. im öffent­
lichen Auftrag tätigen Dienstleistungspro­
duzenten. Angesichts der Tatsache, dass erst 
in verhältnismäßig wenigen Sektoren der 
Gemeinwirtschaft faktisch Liberalisierung 
und Privatisierung greifen, somit der über­
wiegende Anteil gemeinwohlorientierter 
Dienstleistungen weiterhin von der öffent­
lichen Hand bereitgestellt wird 8, bedarf es 
einer Erweiterung der Regulierungstheorie 
des Gewährleistungsstaates. Zentrale The­
se dieses Beitrages ist, dass die Regulierung 
öffentlicher Dienstleistungen im Gewähr­
leistungsstaat vorrangig als Regulierung 
innerhalb des Staates stattfindet (Kap. 3). 
Am Beispiel der Raumordnung wird dieses 
Steuerungsverständnis entwickelt (Kap. 4) 
und für den Bereich der Daseinsvorsorge 
erläutert (Kap. 5). Mit dem Zentrale-Orte-
Konzept definiert die Raumordnung für 
die Grundversorgung in der Fläche einen 
Ordnungsrahmen (Kap. 6). Raumordnung 
basiert hier auf Meta-Regulierung, d. h. der 
Regulierung anderer Regulierungsprozesse. 
Im Anschluss wird Netzwerkgovernance als 
weiterer Regulierungsmodus der Raumord­
nung erläutert (Kap. 7). In Netzwerken be­
gegnen sich gleichberechtigte Akteure. Re­
gulierung findet daher als Ko-Regulierung 
statt, bei der Regulatoren und Regulierungs­
adressaten gemeinsam über Setzung und 
Vollzug der Versorgungsziele entscheiden. 
In der Raumordnung werden somit un­
terschiedliche Regulierungsformen einge­
setzt. Dieses komplexe Regulierungsregime 
nimmt die Theorie responsiver Regulierung 
in den Blick (Kap. 8). 

Klaus Einig 
Dipl.-Ing. Stadtplanung 
Bundesamt für Bauwesen 
und Raumordnung 
Deichmanns Aue 31–37 
53179 Bonn 
E-Mail: 
Klaus.Einig@bbr.bund.de 



18 
Klaus Einig: Regulierung der Daseinsvorsorge als Aufgabe der Raumordnung 
im Gewährleistungsstaat 

(1)
 
Mackscheidt/Steinhausen 1977
 

(2)
 
Knorr 2005, S. 35
 

(3)
 
Winkel et al. 2007
 

(4)
 
Schuppert 2005
 

(5)
 
Schuppert 2001(b), S. 220
 

(6)
 
Hoffmann-Riem 2005
 

(7)
 
Majone 1998; Scott 2004
 

(8)
 
Kirchgässner 2000
 

Tabelle 1 
Aufgabenfelder öffentlicher Daseinsvorsorge in Deutschland 

Technische Dienstleistungen Soziale Dienstleistungen 

Verkehrsinfrastruktur Kulturelle Versorgung 

Verkehrsdienste, wie Schülertransport
 Schule und Bildungswesen 
und öffentlicher Verkehr
 

Kommunikationsdienstleistungen
 Kinderbetreuung 

Energieversorgung
 Gesundheitswesen und Altenpflege 

Wasserwirtschaft, einschließlich Ver- und 
 Finanz- und Versicherungsdienstleistungen 
Entsorgung
 

Abfallwirtschaft
 Katastrophenschutz, Feuerwehr und 
Rettungswesen 

Deichbau Sonstige soziale Infrastrukturen, wie Sport
stätten, Friedhöfe 

Wohnungswirtschaft (sozialer Wohnungsbau) 

eigene Darstellung 

2 Daseinsvorsorgekonzept 
der Europäischen Kommission 

Obwohl das Niveau der Lebensqualität in 
den Teilräumen der Bundesrepublik sehr 
wesentlich von Leistungen der Daseins­
vorsorge abhängt, ist dieser Begriff in der 
Bevölkerung nahezu unbekannt. Dies be­
legt eine Online-Umfrage unter Internet­
nutzern aus dem Jahr 2006 im Auftrag des 
Deutschen Städte- und Gemeindebundes.9 

Auf die offen gestellte Frage, was denn un­
ter Daseinsvorsorge zu verstehen sei, gaben 
nur 4 % der Antwortenden eine plausible 
Antwort. Die Versorgung mit Trinkwas­
ser, Strom, Gas und Fernwärme rechne­
ten immerhin noch etwa 40 %, aber Kin­
der- und Altenheime nur noch etwa 30 % 
der Befragten dazu. Weniger als 10 % der 
Befragten hielten schließlich Büchereien, 
Schwimmbäder oder Museen für Angebote 
der Daseinsvorsorge. Diese Unsicherheiten 
sind nicht verwunderlich10, denn bis heute 
mangelt es an einer allgemein akzeptierten 
Definition von Daseinsvorsorge.11 

Ursprünglich sollte mit dem Begriff auf die 
Herausbildung der Leistungsverwaltung 
aufmerksam gemacht werden. Sein Be­
gründer – Ernst Forsthoff – wollte dem sich 
konstituierenden modernen Wohlfahrts­
staat Konturen geben.12 Der expandierende 
öffentliche Sektor, insbesondere die kom­
munale Ebene, engagierte sich in immer 
mehr Feldern durch direkte Leistungspro­
duktion für Bürger und Unternehmen. Der 
Staat übernahm damit eine weitgehende 
Erfüllungsverantwortung für elementare, 
lebensnotwendige Dienstleistungen.13 Das 
klassische Verständnis rechnet all jene 
Leistungen der öffentlichen Hand zur Da-

­

seinsvorsorge, „auf die der einzelne durch 
den Verlust des selbstbeherrschten Lebens­
raumes und die damit einhergehende so­
ziale Bedürftigkeit i. w. S. angewiesen ist“ 14. 
Nach Forsthoff gehören im engeren Sinne 
Gas, Wasser, elektrische Energie, Abwasser­
leitungen und Verkehrsmittel dazu. Später 
dehnte er das Leistungsbündel aber bis ins 
Unscharfe immer weiter aus: „Alles, was von 
Seiten der Verwaltung geschieht, um die All­
gemeinheit oder nach objektiven Merkma­
len bestimmte Personenkreise in den Ge­
nuss nützlicher Leistungen zu versetzen, ist 
Daseinsvorsorge“ 15. Für ihr ausreichendes 
Angebot sah man lange Zeit ausschließlich 
den Staat und seine Trabanten – insbeson­
dere die Kommunen – verantwortlich.16 

„Dem Staat ist die Aufgabe und die Verant­
wortung zugefallen, alles das vorzukehren, 
was für die Daseinsermöglichung des mo­
dernen Menschen ohne Lebensraum erfor­
derlich ist. Was in Erfüllung dieser Aufgabe 
notwendig ist und geschieht, nenne ich Da­
seinsvorsorge.“ 17 

Diese paternalistische Allzuständigkeitsvor­
stellung gab immer wieder Anlass zur Kri­
tik.18 Trotzdem hat die Grundidee der Da­
seinsvorsorge, die inhaltliche Beschränkung 
auf lebensnotwendige Leistungen, gekop­
pelt mit weitgehender Erfüllungsverantwor­
tung des Staates, den Ausbau des modernen 
Wohlfahrtsstaates in Deutschland nachhal­
tig geprägt. Noch heute werden Leistungen 
der Daseinsvorsorge überwiegend im Rah­
men öffentlicher, vor allem kommunaler 
Angebotsmonopole erbracht, die rechtlich 
vor Wettbewerb geschützt sind.19 

Operationalisierbare Kriterien zur Unter­
scheidung von Leistungen der Daseinsvor­
sorge und Leistungen, die einer Allokation 
über Märkte vorbehalten bleiben, fehlen 
allerdings.20 Auch bestehen erhebliche Ab­
grenzungsprobleme, was zum Kern der 
Daseinsvorsorge gezählt werden soll.21 Als 
schwierig erweist sich insbesondere die 
Legitimation des Kompetenztitels der öf­
fentlichen Hand für die Bereitstellung von 
Leistungen der Daseinsvorsorge und der 
damit verbundene Schutz öffentlicher Mo­
nopole vor privatwirtschaftlichem Wett­
bewerb. Vor allem die ordnungspolitischen 
Wettbewerbsvorstellungen der Europä­
ischen Union haben das traditionelle 
Konzept der Daseinsvorsorge mit seinem 
staatlichen Bereitstellungsprivileg in Frage 
gestellt. 
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Seit den 1980er Jahren treibt die Europä­
ische Union die Reorganisation der öf­
fentlichen Wirtschaft durch strukturellen 
Modernisierungsdruck sowie sektorale Libe­
ralisierungsrichtlinien systematisch voran. 
Leistungen der Daseinsvorsorge, die bisher 
fast ausschließlich durch die öffentliche 
Hand angeboten wurden, sollen nach ihrer 
Vorstellung verstärkt einem Wettbewerb der 
freien Märkte unterworfen werden. In ihren 
Grün- und Weißbüchern hat die Europä­
ische Kommission dieses Dienstleistungs­
konzept für Daseinsvorsorge entwickelt.22 

Das weite Feld von Leistungen der Da­
seinsvorsorge wird durch die Kommission 
in Dienstleistungen von allgemeinem Inte­
resse (DAI) und Dienstleistungen von allge­
meinem wirtschaftlichem Interesse (DAWI) 
unterteilt. Zentrales Unterscheidungskri­
terium ist der Tatbestand, ob eine wirt­
schaftliche oder eine nichtwirtschaftliche 
Tätigkeit vorliegt.23 Im Bereich des Wettbe­
werbsrechts hat der Europäische Gerichts­
hof festgelegt, was als Wirtschaftstätigkeit 
anzusehen ist: „jede Tätigkeit, die darin 
besteht, Güter oder Dienstleistungen auf 
einem bestimmten Markt anzubieten“.24 

Nach der Definition des Gerichtshofs kön­
nen nichtwirtschaftlich produzierte Dienst­
leistungen identifiziert werden, deren Be­
reitstellung nach wie vor im Rahmen der 
öffentlichen Wirtschaft erfolgt, während die 
Gruppe wirtschaftlicher öffentlicher Dienst­
leistungen prinzipiell einer Marktallokation 
zugänglich ist, weshalb ihre Bereitstellung 
neben dem öffentlichen Sektor auch durch 
die Privatwirtschaft erbracht werden kann. 
Wird in diesem Sinne von einer „öffent­
lichen Dienstleistung“ gesprochen, ist nicht 
ein Fall staatlicher oder kommunaler Eigen­
produktion gemeint.25 „Öffentlich“ bedeutet 
vielmehr, dass die Bereitstellung der Dienst­
leistung im öffentlichen Interesse erfolgt 
und eine Gemeinwohlbindung existiert.26 

Dienstleistungen von allgemeinem 
wirtschaftlichen Interesse (DAWI) 

Der Begriff „Dienstleistungen von allge­
meinem wirtschaftlichen Interesse“ wird 
in Artikel 16 und Artikel 86 Absatz 2 des 
EG-Vertrags verwendet. Gemeint sind alle 
wirtschaftlichen Tätigkeiten, „die von den 
Mitgliedstaaten oder der Gemeinschaft mit 
besonderen Gemeinwohlverpflichtungen 
verbunden werden und für die das Krite­
rium gilt, dass sie im Interesse der Allge­

meinheit erbracht werden.“28 Nur marktbe­
zogene (wirtschaftliche) Tätigkeiten gelten 
allerdings als Dienstleistungen von allge­
meinem wirtschaftlichem Interesse.29 An­
gesprochen sind vorrangig netzgebundene 
Wirtschaftszweige wie das Verkehrswesen, 
der Energiesektor und die Telekommunika­
tion, aber auch die Postdienste. Grundsätz­
lich zählt die Kommission auch die Was­
serwirtschaft zu den Dienstleistungen von 
allgemeinem wirtschaftlichem Interesse. 
Seit den 1980er Jahren wurden die Märk­
te für die Dienstleistungen dieser Gruppe 
in der EU schrittweise geöffnet (Ausnah­
me Wasserwirtschaft). Die diesbezüglichen 
europäischen Gesetze enthalten Gemein­
wohlverpflichtungen, regeln den Gesund­
heitsschutz und bewahren die Rechte der 
Konsumenten. Die EU-Dienstleistungsricht­
linie, die am 12. Dezember 2006 endgültig 
verabschiedet wurde, bezieht Dienstleis­
tungen von allgemeinem wirtschaftlichen 
Interesse grundsätzlich ein, sieht jedoch bei 
zentralen Vorschriften Sonderausnahmen 
vor. 

Dienstleistungen von allgemeinem Interesse 
(DAI) 

Bisher nicht wettbewerbsrechtlich kodifi­
ziert ist das Konzept der „Dienstleistungen 
von allgemeinem Interesse“. Sie werden 
nicht im EG-Vertrag erwähnt. Ursprüng­
lich wurden sie als Leistungen der Da­
seinsvorsorge bzw. gemeinwohlorientierte 
Leistungen bezeichnet.29 Seit dem Grün­
buch nennt sie die Kommission allerdings 
nur noch Dienstleistungen von allgemeinem 
Interesse und vermeidet seitdem den Begriff 
der Daseinsvorsorge. Dienstleistungen von 
allgemeinem Interesse können marktbezo­
gene (wirtschaftliche) und nicht marktbezo­
gene (nichtwirtschaftliche) Leistungen um­
fassen, die von staatlichen Stellen im Inte­
resse der Allgemeinheit erbracht und von 
ihnen daher mit spezifischen Gemeinwohl­
verpflichtungen verknüpft werden.30 Als 
Dienstleistungen von allgemeinem Interes­
se gelten Bildung, Gesundheit und Polizei. 
Eine besondere Teilmenge sind die sog. 
„nichtwirtschaftlichen Dienstleistungen 
ohne Auswirkung auf den innergemein­
schaftlichen Handel“. Für sie existiert über­
haupt kein europäischer Rechtsrahmen, 
weshalb sie auch nicht dem Wettbewerbs- 
und Beihilfenrecht unterliegen. Zu diesen 
Dienstleistungen werden beispielsweise die 
Innere Sicherheit und die Justizverwaltung 
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gezählt. Grundsätzlich fallen alle Dienst­
leistungen im allgemeinen Interesse nicht 
unter die EU-Dienstleistungsrichtlinie. Es 
wird allerdings erwartet, dass sie langfristig 
wettbewerbsrechtlich geregelt werden. 

Konkrete Kataloge, in denen die Europä­
ische Kommission verbindlich die Zuge­
hörigkeit einzelner Leistungsarten zu den 
beiden Dienstleistungskategorien zuordnet 
oder die Kriterien operationalisiert, anhand 
derer entschieden werden kann, ob eine 
wirtschaftliche oder eine nichtwirtschaft­
liche Tätigkeit vorliegt, existieren bisher 
nicht.31 Vielmehr betont die Kommission, 
dass es grundsätzlich Sache der Mitglied­
staaten sei, konkret zu definieren, welche 
Leistungen als entsprechende Dienstleis­
tungen gelten. Ob eine präzise Unterschei­
dung zwischen marktbezogenen und nicht­
marktbezogenen Dienstleistungen über­
haupt möglich ist, wird bezweifelt.32 Neben 
den Eigenschaften der Güter hängt es vor 
allem von den jeweiligen rechtlichen, po­
litischen und historischen Rahmenbedin­
gungen ab, ob Dienstleistungen durch die 
Privatwirtschaft oder die öffentliche Hand 
bereitgestellt werden.33 

Sicherung der Grundversorgung 
durch Universaldienste 

Die europäische Politik der Liberalisierung 
monopolistisch abgeschotteter Sektoren öf­
fentlicher Daseinsvorsorge erreicht eine Har­
monisierung wettbewerbsrechtlicher und 
gemeinwohlorientierter Ziele durch Univer­
saldienste. Sie sichern ab, dass die Öffnung 
der Märkte für private Unternehmen nicht 
auf Kosten einer flächendeckenden Grund­
versorgung verläuft.34 Als Mindeststandard 
definiert eine flächendeckende Grund­
versorgung, welche Güter und Dienstleis­
tungen zu welchem Preis, in welcher Quali­
tät und Quantität in welchen Regionen und 
für welche Bevölkerungsgruppen angeboten 
werden“35. So sollen räumliche und sozia­
le Disparitäten der Versorgung vermieden 
werden.36 Ein gleichberechtigter Zugang 
für alle Bürger, erschwingliche Preise und 
gleichförmige Qualitätsstandards können 
allerdings nur dann erreicht werden, wenn 
private wie öffentliche Dienstleistungspro­
duzenten an staatliche Versorgungsziele ge­
bunden sind.37 In Deutschland wurden des­
halb Universaldienste als „Mindestangebot 
an Dienstleistungen, die flächendeckend in 
einer bestimmten Qualität und zu einem 
erschwinglichen Preis“ anzubieten sind, im 

Rahmen der Privatisierung von Post und 
Telekommunikation eingeführt (§ 11 Abs. 1 
S. 1 PostG, § 17 Abs. 1 S. 1 TKG). 

Ursprünglich wurde das Konzept der Uni­
versaldienste für netzgebundene Wirt­
schaftszweige entwickelt, die vorrangig 
dem Bereich der Dienstleistungen von all­
gemeinem wirtschaftlichem Interesse ange­
hören (z. B. Telekommunikation, Stromsek­
tor, Postdienste). Mittlerweile interpretiert 
die Kommission Universaldienste aber auch 
als Schlüsselkonzept für die Regulierung 
der Dienstleistungen von allgemeinem In­
teresse.38 Konkrete, rechtlich verbindliche 
EU-Richtlinien über die Organisation von 
Universaldiensten liegen allerdings nur für 
einzelne Sektoren der Dienstleistungen von 
allgemeinem wirtschaftlichem Interesse 
vor (z. B. für Kommunikationsdienste und 
-netze von 2002). Sie präziseren die Ge­
meinwohlverpflichtung und verwirklichen 
eine einheitliche Umsetzung der europä­
ischen Grundsätze der Daseinsvorsorge in 
allen Mitgliedstaaten. 

3 Regulierung des 
Gewährleistungsstaates 

Als zeitgemäßes Leitbild für die Gestaltung 
öffentlicher Infrastrukturversorgung gilt 
heute das Modell des Gewährleistungs­
staates.39 Sah man in der Vergangenheit den 
erfüllenden Wohlfahrtstaat in Bereichen öf­
fentlicher Aufgabenerfüllung noch selbst für 
die Bereitstellung zentraler Leistungen der 
Daseinsvorsorge verantwortlich, beschränkt 
sich der moderne Gewährleistungsstaat 
weitgehend auf die Sicherstellung der Pro­
duktion gewünschter Dienstleistungen 
durch andere.40 Prägnantester Ausdruck 
dieses gewandelten Verständnisses staat­
licher Aufgabenwahrnehmung ist der ord­
nungspolitische Wettbewerbsrahmen der 
EU für die Liberalisierung öffentlicher Da­
seinsvorsorge.41 Dem Gewährleistungsstaat 
und dem Dienstleistungskonzept der Euro­
päischen Kommission liegt das gleiche 
Staatsbild zugrunde.42 In beiden Fällen wird 
versucht, eine intensivierte Einbeziehung 
Privater an der Erfüllung öffentlicher Aufga­
ben mit einer fortbestehenden staatlichen 
Gemeinwohlverantwortung in Einklang zu 
bringen. 

Der Gewährleistungsstaat basiert somit 
nicht auf einem radikalen Bruch mit dem 
Wohlfahrtsstaat. Dieser wird allenfalls über­
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lagert und modifiziert, aber nicht vollstän­
dig ersetzt.43 Statt zentrale Infrastrukturauf­
gaben selbst wahrzunehmen, übernehmen 
heute vielfach Private den kundenorien­
tierten Bereitstellungsprozess, während der 
Staat weiterhin die Funktionsfähigkeit der 
Infrastrukturen und die Realisierung ge­
wünschter Versorgungs- und Preisstandards 
garantiert. Diese arbeitsteilige Gemein­
wohlverwirklichung im Zusammenspiel
von öffentlichen Akteuren und Personen 
des Privatrechts gilt als Kernidee des Ge­
währleistungsstaates.44 Ähnlich wie das eng­
lische Konzept des „enabling state“, sieht 
auch der Gewährleistungsstaat vorrangig 
– aber nicht nur – eine verwaltungsexterne 
Produktion relevanter Infrastrukturen und 
Dienstleistungen vor.45 

Dieses Staatsverständnis gibt allerdings nur 
eine Seite der heutigen Wirklichkeit wieder. 
Von dem komplexen Dienstleistungsbündel 
der Daseinsvorsorge wird der größte Teil 
immer noch innerhalb des Staates selbst 
produziert.46 Bisherige Arbeiten zum Ge­
währleistungsstaat haben diesen Umstand 

 

weitgehend ausgeblendet. Grundsätz­
lich schließt das Modell des Gewährleis­
tungsstaates eine öffentliche Produktion 
von Daseinsvorsorgeleistungen aber nicht 
aus.47 Die öffentliche Hand sollte Dienstleis­
tungen von öffentlicher Bedeutung immer 
dann selbst produzieren, wenn sie es „bes­
ser kann“ als der private Sektor.48 

Betrachtet man die Situation öffentlicher 
Eigenproduktion genauer, so kann aller­
dings auch hier ein spezifisches Koordina­
tionsproblem durch das Auseinanderfallen 
von Gewährleistungs- und Erfüllungsver­
antwortung identifiziert werden. Denn 
auch innerhalb des Staates wird die Ge­
meinwohlverwirklichung arbeitsteilig reali­
siert. Ähnlich wie im Falle von öffentlichem 
Gewährleister und privatem Leistungspro­
duzent resultieren Gemeinwohlleistungen 
innerhalb des Staates aus verteilten, ver­
flochtenen Prozessketten unterschiedlicher 
Organisationen und Gebietskörperschaften, 
die teilweise divergierenden Zielen folgen. 
In föderal organisierten Gemeinwesen ist 
der Staat keine integrierte Hierarchie, kei­
ne unitarisch strukturierte Institution der 
Entscheidungsfindung und Herrschaftsaus­
übung49, sondern ein Organisationsfeld, in 
dem eine Pluralität relativ autonomer Or­
ganisationseinheiten auf unterschiedlichen 
Ebenen in zahlreichen Gebieten öffentliche 

Leistungen mehr oder weniger autonom er
bringt.50 Viele Probleme können innerhalb 
eines solchen polyzentrischen Mehrebe­
nensystems weder durch isoliertes Handeln 
dezentralisierter Organisationseinheiten
noch auf hierarchischem Wege durch eine 
Zentralinstanz bewältigt werden.51 Von der 
erfolgreichen Koordination des interorga­
nisatorischen Handelns hängt es daher ab, 
ob Dienstleistungen der Daseinsvorsorge 
im Sinne einer flächendeckenden Grund­
versorgung effizient durch die öffentliche 
Hand bereitgestellt werden. 

Koordinationsprobleme des Gewährlei­
stungsstaates stellen sich in Folge arbeits­
teiliger Gemeinwohlrealisierung somit
sowohl im Rahmen der Außen- wie der In­
nensteuerung52: 

• 	Probleme der Außensteuerung treten 
auf, wenn das Verhältnis von gewährleis­
tendem Staat (Regulator) und privaten 
ausführenden Instanzen (Regulierungs­
adressaten) zu koordinieren ist. 

• 	Probleme der Innensteuerung resultieren, 
wenn innerhalb des Staates ein arbeits­
teiliger Prozess zwischen spezialisierten, 
funktional wie räumlich differenzierten 
öffentlichen Organisationen koordiniert 
werden muss. 

In beiden Fällen bedarf es spezifischer In­
strumente, die eine Erfüllung der Gewähr­
leistungsaufgaben ermöglichen. Im Ge­
währleistungsstaat erbringt Regulierung 
diese gemeinwohlsichernde Funktion.53 

Wird beispielsweise in Deutschland für 
Universaldienste von Post und Telekom­
munikation ein Versorgungsdefizit durch 
die zuständige Regulierungsbehörde festge­
stellt, kann die Erfüllung der vereinbarten 
Grundversorgung von Unternehmen durch 
staatlichen Zwang eingefordert werden 
(§ 13 Abs. 2 PostG, § 19 Abs. 2 TKG). Weit­

­

 

 

gehende Einigkeit besteht darüber, „dass 
der Gewährleistungsstaat vor allem im Ge­
wande des Regulierungsstaates auftritt und 
damit der Begriff der Regulierung zu einem 
Zentralbegriff des Gewährleistungsstaates 
avanciert“ 54. Als markanteste Erscheinung 
des Wandels vom erfüllenden Wohlfahrts­
staat zum Gewährleistungsstaat gilt deshalb 
der Übergang „von der Erfüllungsverant­
wortung zur Regulierungsverantwortung“ 55. 

Ein einheitlicher, allgemein akzeptierter Re­
gulierungsbegriff hat sich bisher nicht eta­
bliert.56 In den USA wurde das Verständnis 
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von Regulierung insbesondere durch die 
Tradition unabhängiger Regulierungsbehör­
den geprägt. Regulierung wird dann defi­
niert als eine „sustained and focussed con­
trol exercised by a public agency over ac­
tivities that are valued by a community“57. 
Außerhalb der USA dominierte bis zum 
Ende der 1980er Jahre eine weitere Begriffs­
fassung. Regulierung wurde verstanden als 
„general instruments of government for the 
control of the economy and society“58. Die 
Begriffe „Regulierung“ und „Intervention“ 
wurden nahezu identisch verwendet59 und 
Regulierung als eine besondere Form ad­
ministrativer Steuerung erklärt. 60 Beispiel­
haft kann hier das weite Begriffsverständnis 
der De-Regulierungskommission angeführt 
werden. „Regulierung ist jede staatliche 
oder staatlich sanktionierte Beschränkung 
der Handlungsmöglichkeiten, der Ver­
fügungsmöglichkeiten des Menschen“ 61. 
Nachdem die Welle von Liberalisierung und 
Privatisierung auch Europa erfasste und 
unabhängige Regulierungsbehörden einge­
richtet wurden, ist eine gewisse Konvergenz 
der Begriffsbedeutungen erkennbar.62 

Allgemein akzeptiert ist heute die Basis­
unterscheidung zwischen sozialer und öko­
nomischer Regulierung.63 Ökonomische 
Regulierung bezieht sich auf Restriktionen 
von Preisen, Mengen, wirtschaftlichen Ak­
tivitäten regulierter Industrien.64 Sie un­
terteilt sich in „structural regulation“ und 
„conduct regulation“.65 Während erstere 
auf die Regulierung der Struktur von Märk­
ten abzielt (z. B. Restriktionen von Exit bzw. 
Entry), widmet sich letztere der Regulierung 
des Akteursverhaltens in Märkten (z. B. 
Preiskontrollen, Regelungen der Werbung, 
Minimum- und Qualitätsstandards). Sozi­
ale Regulierung umfasst sehr unterschied­
liche Politikfelder, wie Umwelt, öffentliche 
Gesundheit und Arbeitsschutz. Hauptargu­
mente für soziale Regulierung sind die Kor­
rektur von Marktfehlern und ein sozialer 
Ausgleich.66 

In der Regel werden Regulierungsadressaten 
(Regulierte) und eine Regulierungsinstanz 
(Regulator) unterschieden. Als zentrale Ele­
mente von Regulierung gelten dann: 67 

• 	 die verbindliche Setzung eines Regelsys­
tems, das Regulierungsadressaten be­
achten und einhalten müssen 

• 	die Überwachung des Regelvollzugs 
durch Monitoring des Verhaltens von 
Regeladressaten 

• 	 die Ergreifung von Sanktionen durch den 
Regulator im Falle einer Abweichung von 
der verbindlichen Regel durch den Regu­
lierungsadressaten. 

Grundsätzlich müssen Regelmonitoring 
und Regelvollzug aber nicht in einer Insti­
tution lokalisiert sein. 

In Deutschland werden regulierende Tä­
tigkeiten in der Regel als Hoheitsaufgaben 
wahrgenommen und vom Gesetzgeber und 
von der Verwaltung nach Maßgabe des Öf­
fentlichen Rechts ausgeführt.68 Regulierung 
dient – je nach Zielrichtung – im privaten 
und im öffentlichen Sektor unterschied­
lichen Zwecken. Im Falle einer Außensteue­
rung, d. h. der Regulierung des Verhältnisses 
zwischen öffentlichem Regulator und pri­
vaten Regulierungsadressaten, dient sie 
primär der Vermeidung von Marktversagen 
und der Sicherung des Wettbewerbsrah­
mens. Demgegenüber verfolgt Regulierung 
innerhalb des Staates (Innensteuerung) 
vordringlich eine Abwehr von Staatsversa­
gen. In föderal aufgebauten politisch-ad­
ministrativen Systemen stellt sich dann die 
Frage, welche Ebene mit der Regulierung 
beauftragt werden soll und wie bei einer 
dezentralisierten Aufgabenerfüllung noch 
die Erreichung von Staatszielen gesichert 
werden kann.69 

Während die Regulierungstheorie des Ver­
hältnisses zwischen öffentlicher Hand und 
privatem Sektor (Außensteuerung) als weit 
entwickelt gilt, liegt eine Theorie für die Re­
gulierung innerhalb des Staates (Innensteu­
erung) erst in Ansätzen vor.70 „The word reg­
ulation is not generally used to denote the 
various ways in which public organizations 
are shaped by rules and standards emanat­
ing from arm´s-length-authorities. In fact, 
there is no generic word for the sum of such 
activities applied to government in the same 
way as for the private sector“ 71. Regulierung 
innerhalb des Staates umfasst Prozesse, “by 
which standards are set, monitored and/or 
enforced in some way, by bureaucratic ac­
tors who are somewhat separate from the 
units or bodies they oversee” 72. Drei Aspekte 
müssen erfüllt sein, wenn in diesem Sinne 
von Regulierung innerhalb des Staates ge­
sprochen werden soll:73 

• 	 Eine Behörde verfolgt das Ziel, Verhalten 
bzw. Aktivitäten einer anderen Behörde 
zu beeinflussen. 
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• 	 Es besteht eine organisatorische Separie­
rung zwischen der Behörde in der Rolle 
des Regulators und dem Regulierungs­
adressaten. 

• 	 Der Regulator ist gesetzlich ermächtigt, 
das Verhalten des Regulierungsadres­
saten zu beobachten und zu beeinflus­
sen. 

Ausgeklammert sind bei dieser Definition 
direkte Weisungen innerhalb einer Behör­
de, die der vorgegebenen Hierarchie folgen, 
und Beziehungen, wo keine formale Auto­
rität involviert ist, z. B. wenn nur Empfeh­
lungen gegeben werden.74 

4 Regulierung durch Raumordnung 

Die Planungstheorie hat den Regulierungs­
charakter der Raumordnung bisher nicht 
herausgestellt.75 Auch die Rechtswissen­
schaft beschreibt das Recht der Raumord­
nung noch nicht als Regulierungsrecht.76 

Zentrale These dieses Beitrags ist, dass 
Raumordnung als Regulierung interpretiert 
werden kann. 

Nach der noch immer gültigen Definition 
des Baurechtsgutachtens des Bundesver­
fassungsgerichts von 1954 ist die Raumord­
nung eine übergeordnete, überörtliche und 
zusammenfassende Planung mit integrie­
render Perspektive und einem belangüber­
greifenden Abstimmungs- und Abwägungs­
auftrag (BVerfGE 3, S. 407 ff.). Im System 
der Raumplanung wird die Raumordnung 
von den drei überfachlichen Planungsebe­
nen der Bundesraumordnung, der Landes­
planung und der Regionalplanung gebil­
det. Die Landes- und Regionalplanung ist 
Aufgabe der Länder. Ihre Organisation wird 
durch die Landesplanungsgesetze und das 
Raumordnungsgesetz des Bundes geregelt. 
Die Regionalplanung, als Teil der Landes­
planung, zielt auf eine teilräumliche Fein­
koordination ab und übernimmt dadurch 
eine Mittlerrolle zwischen staatlicher Lan­
desplanung und kommunaler Bauleitpla­
nung. 

Neben Freiraum- und Siedlungsstruktur 
gehört die Infrastruktur zum dritten Re­
gelungsbereich der Raumordnung. Bereits 
in den Grundsätzen des Raumordnungs­
gesetzes (ROG) wird als Leitlinie für die 
Raumordnung festgelegt, dass eine flächen­
hafte Grundversorgung mit technischen 
Infrastrukturen zu sichern ist und in den 

zentralen Orten soziale Infrastrukturen be­
reitzustellen sind. Das Raumordnungsge­
setzt führt in § 7 Abs. 2 Nr. 3 aus, dass Regio­
nalpläne Festlegungen für Standorte und 
Trassen der Infrastruktur enthalten sollten. 
In jedem Landesentwicklungsplan definie­
ren Vorgaben des Zentrale-Orte-Konzepts 
die Ausstattung von Gemeinden mit Ein­
richtungen der Daseinsvorsorge, und in je­
dem Regionalplan finden sich Aussagen zu 
sozialen und technischen Infrastrukturen. 
Standort- und Trassenentscheidungen für 
Infrastruktureinrichtungen trifft in der Re­
gel aber nicht die Raumordnung selbst. Sie 
sind den Fachplanungen vorbehalten.77 Oft 
übernimmt die Raumordnung nur noch 
nachrichtlich verbindlich getroffene fach­
planerische Entscheidungen. Eigenständige 
Festlegungen, die Bindungswirkungen auf 
Seiten der Fachplanungen bewirken oder 
sich direkt an private Unternehmen wen­
den, finden sich in Raumordnungsplänen 
insbesondere im Zusammenhang mit Sta­
tusfestlegungen zentraler Orte, die Aussa­
gen zu Mindestinfrastrukturangeboten tref­
fen. 

Das Ausmaß der ausgelösten rechtlichen 
Bindungswirkungen ist bei Landes- und 
Regionalplänen nicht einheitlich wie bei 
einem Bebauungsplan, sondern abhängig 
von der Rechtsnormqualität der jeweiligen 
Festlegung.78 Raumordnungsrechtlich ver­
bindlich wirken nur die Festlegungen, die 
eindeutig Kriterien der Erfordernisse der 
Raumordnung erfüllen, wie sie durch das 
Raumordnungsgesetz vorgegeben wer­
den:79 

• 	 Ziele der Raumordnung lösen bei ihren 
Adressaten eine strikte Beachtenspflicht 
aus, die diese nicht durch Abwägung 
oder Ermessensausübung überwinden 
können. 

• 	 Grundsätze der Raumordnung sind Vor­
gaben für nachfolgende Abwägungs- 
oder Ermessensentscheidungen. Sie be­
gründen eine Berücksichtigungspflicht 
für ihre Adressaten und können daher 
durch eine gerechte Abwägung über­
wunden werden. 

Durch Ziele der Raumordnung werden 
die Adressaten somit stärker gebunden als 
durch Grundsätze der Raumordnung. Ma­
teriell ist der Vollzug dieser Beachtens- und 
Berücksichtigungspflichten durch Raum­
ordnungsklauseln im Bauplanungsrecht 
und in Fachplanungsgesetzen gesichert.80 In 
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Bauleitplan-, Fachplanungs-, Baugenehmi­
gungs-, Raumordnungs- und Planfeststel­
lungsverfahren müssen diese Festlegungen 
von den jeweiligen öffentlichen Stellen be­
achtet oder berücksichtigt werden. 

Die Raumordnung kann somit als Träger 
von Regulierungsrechten angesehen wer­
den. Diese Rechte legitimieren sie dazu, 
in eindeutig definierten Grenzen raumbe­
deutsame Planungen und Maßnahmen von 
öffentlichen Stellen und von Personen des 
Privatrechts zu regulieren.81 Zwar ist die 
Reichweite der Verfügungsrechte praktisch 
weitgehend auf die Regulierung öffentlicher 
Planungsträger beschränkt, grundsätzlich 
legitimiert der rechtliche Kompetenztitel 
der Raumordnung aber auch zu einer Steue­
rung von Maßnahmen und Planungen von 
Personen des Privatrechts. 

Als Adressat kannte die Raumordnung in 
der jüngeren Vergangenheit nur öffentliche 
Stellen. Raumordnungspläne konnten bis 
zur Novellierung des Raumordnungsrechts 
im Jahr 1998 keine Bindungswirkungen ge­
genüber Privaten auslösen.82 

Zwei Ausnahmen existierten aber bereits in 
der Vergangenheit: 83 

• 	 Bindung Beliehener: Raumordnungsplä­
ne können Bindungswirkungen gegen­
über natürlichen oder juristischen Per­
sonen des Privatrechts auslösen, denen 
durch Gesetz die Befugnis eingeräumt 
wurde, bestimmte öffentliche Aufgaben 
im Auftrag wahrzunehmen. Im Sinne des 
§ 1 Abs. 4 VwVfG sind Beliehene aner­
kanntermaßen Behörden. 

• 	 Bindung Träger hoheitlicher Gewalt, die 
öffentliche Aufgaben in privatrechtlicher 
Form erfüllen: Um zu verhindern, dass 
öffentliche Stellen eine „Flucht ins Pri­
vatrecht“ antreten, um Bindungswir­
kungen der Raumordnung zu entkom­
men, wurde die Zielbindungswirkung 
raumordnungsrechtlicher Festlegungen 
auch auf privatrechtlich organisierte Un­
ternehmen ausgedehnt, die entweder 
öffentliche Aufgaben erfüllen oder deren 
Unternehmensanteile sich mehrheitlich 
in öffentlicher Hand befinden. 

Mit der voranschreitenden Privatisierung 
ehemaliger Staatsunternehmen – wie Post, 
Bahn und Telekommunikation – geriet das 
Raumordnungsrecht aber an Steuerungs­
grenzen. Es bestand die Gefahr, dass die 
privatisierten Unternehmen, die nach wie 

vor Gemeinwohlbindungen unterliegen, 
„nicht mehr an die Erfordernisse der Raum­
ordnung und damit auch an zentralörtliche 
Ausweisungen gebunden sind“ 84. Der Ge­
setzgeber reagierte mit der Ausdehnung 
raumordnerischen Bindungen auf die 
raumbedeutsamen Planungen und Maß­
nahmen von (juristischen) Personen des 
Privatrechts.85 Mit § 4 Abs. 3 ROG wurden 
Personen des Privatrechts, die öffentliche 
Aufgaben erfüllen und auf deren Planungen 
und Maßnahmen auf die öffentliche Hand 
einen bestimmten Einfluss hat, mit öffent­
lichen Stellen gleichgestellt. Personen des 
Privatrechts haben bei ihren raumbedeut­
samen Planungen und Maßnahmen wie öf­
fentliche Stellen Ziele und Grundsätze der 
Raumordung zu beachten und zu berück­
sichtigen. 

Von der Begriffsdefinition raumbedeut­
samer Planungen und Maßnahmen in § 3 
Nr. 6 ROG ausgehend, sind beispielsweise 
Planungen und Maßnahmen der Deutschen 
Bahn AG, die sich direkt auf die räumliche 
Entwicklung auswirken, ebenso raumbe­
deutsam wie Planungen der Deutschen 
Post AG, die den Versorgungsgrad mit Post­
fialen und Briefkästen betreffen. Gemäß § 4 
Abs. 4 Satz 1 ROG gilt bei Genehmigungen, 
Planfeststellungen und sonstigen Entschei­
dungen über die Zulässigkeit raumbedeut­
samer Planungen und Maßnahmen von 
Personen des Privatrechts selbst im Falle 
von Zielen der Raumordnung aber nur eine 
Grundsatzbindung. Es besteht somit le­
diglich eine Berücksichtigungspflicht. Per­
sonen des Privatrechts sind grundsätzlich 
nur nach Maßgabe des für ihre raumbedeut­
same Maßnahme jeweils geltenden Spezial­
rechts mittelbar gebunden. Grundsätzlich 
können sich Bindungswirkungen aber nicht 
nur aus § 4 (und § 5) ROG ergeben. Auch 
Raumordnungsklauseln in fachgesetzlichen 
Vorschriften oder Gemeinwohlklauseln in 
den Fachgesetzen können eine raumord­
nungsrechtliche Bindungswirkung gegen­
über Personen des Privatrechts auslösen. 

Im Gewährleistungsstaat übernimmt die 
Raumordnung in diesem Sinne Verantwor­
tung für die Sicherung der Daseinsvorsorge 
in der Fläche. „Raumordnung ist die räum­
liche Komponente des staatlichen Gemein­
wohlauftrags“ 86. Als Regulierungsinstanz 
steuert die Raumordnung einerseits die 
räumliche Verteilung von Dienstleistungen, 
die durch die öffentliche Hand angeboten 
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werden. Insbesondere die Gemeinden als 
wichtigster Anbieter von Leistungen der 
Daseinsvorsorge, aber auch staatliche 
Fachplanungen sind zentrale Regulierungs­
adressaten der Raumordnung. Andererseits 
ermächtigt der Kompetenztitel des Raum­
ordnungsrechts seit 1998 auch zu einer 
Regulierung privater Dienstleistungsanbie­
ter. In beiden Fällen ist der Regulierungs­
anspruch der Raumordnung auf räumliche 
Aspekte beschränkt. In der Arbeitstei­
lung staatlicher Regulierungsinstitutionen 
kommt räumlichen Komponenten der Re­
gulierung eine immer wichtigere Rolle zu. 
Die Regulierungstheorie hat sich bisher 
aber vorrangig mit Fragen der Markt- und 
Preisregulierung beschäftigt. Eine räumlich 
orientierte Regulierungstheorie fehlt bis­
her. 

Im Gegensatz zu Regulierungseingriffen 
von unabhängigen Regulierungsbehörden, 
die sich vorrangig an einzelne Unterneh­
men richten und direkte Handlungsanpas­
sungen bezwecken, verfolgt die Raumord­
nung einen indirekten Regulierungsstil. Ihr 
Ziel kann nicht die Beeinflussung konkreter 
Standortnutzungen sein. Hierzu ist sie kom­
petenzrechtlich auch nicht befugt. Will sie 
ihre Spuren in der konkreten Art und Weise 
standörtlicher Flächennutzungen hinterlas­
sen, ist die Raumordnung auf die mediati­
sierende Wirkung ihrer Festlegungen ange­
wiesen und muss sich zur Verwirklichung 
ihrer Ziele der Pläne anderer Organisati­
onen bedienen.87 Festlegungen der Raum­
ordnung wirken somit als eine „Planung 
der Planung“88. Dieser Regulierungsmodus 
kann als Meta-Regulierung interpretiert 
werden. 

Meta-Regulierung ist ein neues Konzept der 
Regulierungstheorie und bisher im deutsch­
sprachigen Raum noch nicht diskutiert wor­
den. Meta-Regulierung bezeichnet Situa­
tionen in der Regulierungsprozesse selbst 
zum Objekt von Regulierungsaktivitäten 
werden89: „rather than regulating social and 
individual action directly, the process of re­
gulation itself becomes regulated“90. Meta-
Regulierung ist häufig Ausdruck von Regu­
lierung innerhalb des Staates. „The state is 
regulating its own regulation as a conse­
quence of policies to apply transparency, ef­
ficiency and market competition principles 
to itself” 91. Eine inhaltliche Nähe gibt es ge­
genüber dem Konzept der Metagovernance. 
Sie wird definiert als “governance of gover­

nance” 92. Der Meta-Regulierungscharakter 
der Raumordnung kann am Beispiel von 
zentralörtlichen Statusfestlegungen und 
ihren raumordnungsrechtlichen Bindungs­
wirkungen demonstriert werden. Zunächst 
aber wird im Folgenden das neue Leitbild 
der Raumordnung im Politikfeld der Da­
seinsvorsorge vorgestellt. 

5 Die raumordnerische Handlungs­
strategie „Daseinvorsorge sichern“ 

Aktuell kreist die infrastrukturbezogene Dis­
kussion vor allem um zwei Aspekte des de­
mographischen Wandels 93: den qualitativen 
Strukturwandel der Nachfrage, der durch 
eine Erhöhung des Anteils alter Menschen, 
der Menschen mit Migrationshintergrund 
sowie die Verringerung des Anteils junger 
Menschen bedingt ist, sowie den quantita­
tiven Wandel der Nachfrage in Folge einer 
rückläufigen Gesamtbevölkerung, sinken­
der Siedlungsdichten und einer verringerten 
Zahl von Erwerbstätigen. Unzureichend be­
rücksichtigt bleibt häufig die räumliche Ver­
änderung der Nachfrage und die Sicherung 
der Grundversorgung mit Dienstleistungen 
der Daseinsvorsorge in der Fläche.94 

Mit ihrem Beschluss „Sicherung und Wei­
terentwicklung der öffentlichen Daseins­
vorsorge vor dem Hintergrund des demo­
graphischen Wandels“ vom 28. April 2005 
greift die Ministerkonferenz für Raumord­
nung (MKRO) diese Gesichtspunkte auf. Sie 
fordert von der Raumordnung, sich frühzei­
tig auf eine generelle Abnahme, Alterung 
und Internationalisierung der Bevölkerung 
einzustellen und durch Anpassungen öf­
fentlicher Leistungen innerhalb ihrer Pla­
nungsräume ein versorgungsgerechtes und 
kosteneffektives Angebot öffentlicher Da­
seinsvorsorge in der Fläche zu sichern. Die­
sen Auftrag hat die MKRO mit ihren am 30. 
Juni 2006 verabschiedeten „Leitbildern und 
Handlungsstrategien für die Raumentwick­
lung in Deutschland“ weiter konkretisiert. 
Die neuen Leitbilder schreiben den Raum­
ordnungspolitischen Orientierungs- und 
Handlungsrahmen von 1992 fort und bilden 
eine Richtschnur für die zukünftige Aufga­
benerfüllung der Raumordnung in Bund 
und Ländern. 

Das Leitbild „Daseinsvorsorge sichern“ 
– als eines von drei Leitbildschwerpunk­
ten – richtet sich in erster Linie an die 
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Entscheidungsträger der Raumordnung, 
soll aber auch den Kommunen und den 
privaten Trägern von Daseinsvorsorgeein­
richtungen Orientierungshilfen für künftige 
Investitionsentscheidungen bieten. Da der 
demographische Wandel viele Politikfelder 
berührt und alle Dienstleistungen der Da­
seinsvorsorge betroffen sind, ist auch die 
Koordinationsleistung der Raumordnung 
gefordert. Nur eine integrierende Gesamt­
planung wie die Raumordnung kann ge-

Karte 1 
Leitbild Daseinsvorsorge sichern 

Prognose der Bevölkerungs- Zentrale Orte Stand 2005 
entwicklung bis 2050 

Oberzentren 

abnehmend	 Mittelzentren 

stabil	 Oberzentrale Städteverbünde 

zunehmend 	 Städte mit oberzentralen 
Funktionen im Ausland 

Tragfähigkeit vorhandener Zentraler Orte 
verbessern und Versorgungsqualitäten sichern 

Gefährdete Oberzentren 

Gefährdete Mittelzentren 

Verbesserung der Erreichbarkeit in Regionen 
mit geringer oberzentraler Ausstattung 

Die Karte veranschaulicht das Leitbild. Die Signaturen
 
stellen jedoch keine planerischen Festlegungen dar.
 

währleisten, dass die unterschiedlichen 
Anpassungsmaßnahmen des Daseinsvor­
sorgeangebots an die gewandelte Nachfra­
gerstruktur bereichsübergreifend betrieben 
werden, „statt wie bisher Probleme nur aus 
der Einzelsicht der jeweiligen Fachpolitik 
anzugehen“95. Das Leitbild fordert von der 
Raumordnungspraxis nicht nur eine inten­
sivierte Zusammenarbeit mit der Fachpla­
nung96, sondern ein generell verstärktes 
Zusammenwirken „öffentlicher, privater 
und zivilgesellschaftlicher Akteure sowie 
eine engere Zusammenarbeit der infra­
strukturellen Einrichtungen mit dem Ziel 
einer Qualitätssicherung“ 97. Das Leitbild 
nimmt die zentrale Herausforderung des 
Gewährleistungsstaates ernst: die arbeits­
teilige Gemeinwohlrealisierung im Zusam­
menspiel von privatem und öffentlichem 
Sektor. Und es bekennt sich zum Gleich­
wertigkeitsprinzip. Damit unterstreicht es 
die Bedeutung des Vorhalteprinzips für die 
Raumordnung. „In allen Teilräumen, vor 
allem aber in den von den Auswirkungen 
des Bevölkerungsrückgangs und der Alte­
rung besonders betroffenen Regionen, ist 
auch künftig eine angemessene Grundver­
sorgung mit Leistungen der Daseinsvorsor­
ge (…) sicherzustellen. (…) Ziel bleibt es, 
auch vor dem Hintergrund der engeren fi­
nanziellen Handlungsspielräume, allen Be­
völkerungsgruppen den gleichberechtigten 
und diskriminierungsfreien Zugang zu 
Versorgungsangeboten, zu Leistungen des 
Bildungswesens, zu kulturellen und sport­
lichen Angeboten sowie zu sozialen und 
technischen Infrastrukturen zu gewährleis­
ten“98. Die rechtliche Seite dieser Gewähr­
leistungsverantwortung lässt das Leitbild 
aber weitgehend offen. 

Generell kann davon ausgegangen werden, 
dass die Raumordnungspraxis das Ziel ei­
ner Gewährleistung der Versorgung mit 
Dienstleistungen und Infrastrukturen der 
öffentlichen Daseinsvorsorge unterstützt.99 

Wie dieser Gewährleistungsauftrag im Ein­
zelnen erfüllt wird, insbesondere inwiefern 
Mindeststandards diese Gewährleistungs­
verantwortung nachprüfbar operationalisie­
ren, unterscheidet sich allerdings erheblich 
von Land zu Land und von Planungsregion 
zu Planungsregion. Das Gewährleistungs­
niveau der Grundversorgung mit Univer­
saldiensten (z. B. Post, Telekommunikation) 
ist hingegen bundes- und europarechtlich 
geregelt.100 
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Die Umsetzungsaktivitäten des Leitbildes 
in der Raumordnungspraxis der Länder 
spiegeln in gewisser Weise den erkannten 
Problemdruck wider.101 Dass dies nicht nur 
eine Frage der Ergebnisse von Bevölke­
rungsprognosen ist, sondern entscheidend 
von politischer Wahrnehmung und Schwer­
punktsetzung abhängt, zeigt sich schon 
daran, dass eine Thematisierung des Bevöl­
kerungsrückgangs in vielen Gebietskörper­
schaften immer noch tabuisiert wird und 
auch einige Länder, obwohl in Teilräumen 
bereits von gravierenden Veränderungen 
ihrer Bevölkerungsstruktur betroffen, eher 
zurückhaltend reagieren und sich bisher 
allenfalls aus fachplanerischer Sicht Anpas­
sungskonzepten genähert haben. 

Eine Umfrage unter den Trägern der Re­
gionalplanung belegt allerdings, dass die 
Sicherung der Daseinsvorsorge unter ge­
wandelten demographischen Rahmenbe­
dingungen als wichtiger Politikinhalt der 
Raumordnung angesehen wird. Knapp 24 % 
der Befragten gaben an, dass sie sich sehr 
aktiv mit Fragen der Sicherung und Wei­
terentwicklung der öffentlichen Daseins­
vorsorge beschäftigen. Lediglich 9 % der 
Befragten verfolgen bisher von Seiten der 
Regionalplanung keine Aktivitäten in die­
sem Politikfeld.102 

6 Meta-Regulierung durch Zentrale­
Orte-Konzepte der Landesplanung 

Die Raumordnung thematisiert Leistungen 
der öffentlichen Daseinsvorsorge traditio­
nell im Rahmen ihrer Zentrale-Orte-Kon­
zepte. Durch ein System zentraler Orte soll 
die Versorgung der Bevölkerung und der 
Wirtschaft mit privaten Dienstleistungen 
und Arbeitsplätzen sowie einem komple­
xen Bündel öffentlicher Leistungen der Da­
seinsvorsorge, wie Schulen, Krankenhäuser, 
Kultureinrichtungen, ÖPNV, Ver- und Ent­
sorgungsinfrastrukturen, zu angemessenen 
Erreichbarkeitsbedingungen gewährleistet 
werden. Die Implementation Zentraler­
Orte-Systeme gilt als wichtiger Ansatz zur 
Umsetzung des verfassungsrechtlich veran­
kerten Ziels gleichwertiger Lebensverhält­
nisse (Art. 72, 2 GG), die die Raumordnung 
in allen Teilräumen Deutschlands gewähr­
leisten soll (§ 1, 2 ROG).103 Dieser gesetzliche 
Auftrag verpflichtet den Staat immer dann 
zum Eingreifen, „wenn die marktliche Ord­
nung ein ausreichendes Gleichwertigkeits­

niveau nicht herzustellen vermag“104. Durch 
seinen Beitrag zur Sicherung der Gleichwer­
tigkeit der Lebensverhältnisse legitimiert 
sich auch das Zentrale-Orte-System. Es soll 
eine flächendeckende Grundversorgung 
und eine teilräumliche Versorgung mit Gü­
tern des gehobenen und des spezialisierten 
höheren Bedarfs gewährleisten. Diese Ge­
währleistungsverantwortung versucht die 
Raumordnung durch Festlegung zentraler 
Orte und die Formulierung von Zielen und 
Grundsätzen der Raumordnung in ihren 
Plänen verbindlich zu regeln.105 Zentralört­
liche Statusfestlegungen nimmt insbeson­
dere die Landesplanung vor, während die 
Regionalplanung nur in wenigen Ländern 
Festlegungen auf der untersten Ebene des 
Zentrale-Orte-Systems vornehmen darf. 

Das angebotene Dienstleistungsbündel ist 
nicht in jedem zentralen Ort gleich, sondern 
unterscheidet sich je nach Hierarchiestufe. 
Bereits in Entschließungen der MKRO aus 
den Jahren 1968 und 1972 hatten sich die 
Länder und der Bund auf einen vierstufigen 
Aufbau Zentraler-Orte-Systeme geeinigt. 
Diese Grundarchitektur aus Ober-, Mittel-, 
Unter- und Kleinzentren blieb lange Jahre 
stabil, wurde mittlerweile aber in fast allen 
Ländern in Bezug auf die hierarchische Stu­
fung und durch Einführung intermediärer 
Sonderformen modifiziert.106 

Die Festlegung einer Gemeinde als zen­
traler Ort bestimmt nicht nur die wahrzu­
nehmenden Versorgungsfunktionen für die 
Bevölkerung dieses Ortes, sondern dimen­
sioniert auch den Versorgungsbereich au­
ßerhalb des Gemeindegebiets, den die im 
Ort konzentrierten Einrichtungen mitver­
sorgen sollen. Oberzentren weisen dabei die 
weitesten Versorgungsbereiche auf. Sie sol­
len neben der Grundversorgung vorrangig 
jene Güter und Dienstleistungen anbieten, 
die der Befriedigung des spezialisierten, hö­
heren Bedarfs dienen. Demgegenüber sind 
die Unter- und Kleinzentren allein auf die 
Deckung der alltäglichen Grundversorgung 
ausgerichtet und weisen daher auch die 
kleinsten Einzugsräume auf. All jene Versor­
gungsfunktionen, die unterhalb der ober­
zentralen Aufgaben angesiedelt sind, aber 
über eine rein örtliche Grundversorgung 
hinausgehen (gehobener Bedarf), werden 
von den Mittelzentren erbracht. 

Unterschiedliche betriebswirtschaftliche 
Tragfähigkeitsschwellen sind der Grund 
für die räumliche Ausdehnung der Versor­
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gungsbereiche mit zunehmender Zentrali­
tät. Damit beispielsweise ein spezialisiertes 
Krankenhaus ausgelastet arbeiten kann, 
muss eine Mindestnachfragemenge exis­
tieren, wie sie in der Regel eine Stadt allein 
nicht nachweisen kann, sondern nur ge­
meinsam mit ihrem Umland. Ausgehend 
von der erforderlichen Mindestnachfra­
gemenge muss daher bei einer niedrigen 
Bevölkerungsdichte im Umland eines zen­
tralen Ortes der Einzugsbereich eines Kran­
kenhauses größer zugeschnitten sein als in 
einem stärker verdichteten verstädterten 
Raum.107 Es liegt somit auf der Hand, dass 
nicht für alle Dienstleistungen der Daseins­
vorsorge ein flächendeckendes Angebot in 
jeder Gemeinde zu garantieren ist. 

Dienstleistungen, die aus ökonomischen 
Gründen nur in größeren Mengen/Kapa­
zitäten angeboten werden können (econo­
mies of scale) und daher eine bestimmte 
Auslastung (Mindestnachfragemenge) er
fordern, lassen sich aufgrund bestehen­
der Tragfähigkeitsgrenzen nur an wenigen 
Standorten in einer Region bereitstellen.108 

Überlappen sich die Einzugsräume bei be­
nachbarten Einrichtungen, werden deren 
Einnahmen geschmälert und die Auslas-

(107) 
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rechnungen in Schramm et al. 
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Tabelle 2 
Reformen des Zentrale-Orte-Systems in ausgewählten Ländern 

Land Zahl der 
Ebenen 

Zahl zentraler 
Orte 

Stärkung der 
Entwicklungs­
funktion 

Ausstattungs-
katalog 

Brandenburg Wegfall der GZ, 
Straffung auf 
2 Ebenen 

Insges. Re-
duzierung aber 
Erhöhung der 
MZ 

ja Ja 

Baden-Württemberg Beibehalten Erhöhung ja Ja 

Bayern Beibehalten Erhöhung nein Ja 

Mecklenburg-
Vorpommern 

Straffung auf 
3 Ebenen 

Geringfügige 
Reduzierung 

ja abgeschafft 

Niedersachsen Erweiterung 
der Zwischen­

Erhöhung Ja Ja 

ebenen 

Rheinland-Pfalz Beibehalten Reduzierung 
geplant 

Nein Ja 

Saarland Beibehalten Überprüfung 
geplant 

Ja Ja 

Sachsen Straffung auf 
3 Ebenen, bei 
MZ raumstruk

Reduzierung ja ja 

turell differen­
zierende Fest
legungen 

Sachsen-Anhalt Beibehalten Überprüfung 
geplant 

Ja Nicht 
vorhanden 

Thüringen Straffung auf 
3 Ebenen 

Erhöhung ja ja 

GZ = Grundzentrum, MZ = Mittelzentrum 

Quelle: verändert nach Dehne/Kaether 2007, S. 9 

­

­

tung nimmt ab. In einer Marktwirtschaft 
sorgt dann der Wettbewerb für Anpassung, 
mit der Folge, dass hochrangige Dienstleis­
tungen nur an wenigen Standorten und 
niederrangige Dienste an vielen Standor­
ten angeboten werden. Zentrale-Orte-Sys­
teme der Raumordnung flankieren in einer 
Marktwirtschaft diesen räumlichen Selek­
tions- und Verteilungsprozess, indem sie 
einerseits die Konzentration höherrangiger 
Dienstleistungen in zentralen Orten fördern 
und gleichzeitig die flächenhafte Grund­
versorgung mit niederrangigen Gütern ab­
sichern, da hier die Marktdynamik eher 
konterkarierend wirkt. 

Die Radien der Versorgungsbereiche sind 
in den einzelnen Ländern unterschiedlich 
weit abgegrenzt. Dies liegt vor allem an den 
Besonderheiten der regionalen Siedlungs­
struktur. So hat ein sehr ländlich geprägtes 
Land mit niedriger durchschnittlicher Be­
völkerungsdichte natürlich weniger zentra­
le Orte als ein stark verstädterter Raum. Ein 
anderer Grund ist die Ausweisungspraxis 
der Landesplanung. Einige Länder neigen 
zur Ausweisung zusätzlicher zentrale Orte 
oder zur Höherstufung bereits bestehender 
zentraler Orte, was zu erheblichen Unter­
schieden in den Zentrale-Orte-Systemen 
zwischen den Ländern führt. 

Welche Leistungen der Daseinsvorsorge 
auf welcher Hierarchiestufe eines Zentra­
le-Orte-Systems angeboten werden sollen, 
regeln Ausstattungskataloge der Landes­
planung. Sie bauen auf Entschließungen 
der MKRO auf, die Ausstattungsmerkmale 
für alle vier Hierarchiestufen vorgeben. 
Im Laufe der Zeit haben sich die Kataloge 
deutlich gewandelt, zusätzliche Leistungen 
wurden aufgenommen, andere gestrichen, 
und einige Länder haben sich sogar ganz 
von Ausstattungskatalogen verabschiedet 
(s. Tab. 2). Die Mehrzahl der Landesent­
wicklungsprogramme nutzt aber weiterhin 
dieses Instrument. Ausstattungskataloge 
bestimmen die Anforderungen für eine 
Mindestausstattung , unabhängig da­
von, ob die betreffenden gemeinwohlrele­
vanten Dienstleistungen privatwirtschaft­
lich oder durch den öffentlichen Sektor 
produziert werden. Die zentralörtliche 
Bedeutung einer Gemeinde ergibt sich 
aber nicht nur aus der Zahl angebotener 
Einrichtungen und Dienstleistungen. Ihre 
raumordnerische Bedeutung kann viel­
mehr erst aus der Gesamtbetrachtung der 
Versorgungslandschaft aller zentralen Orte 

109
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eines Landes abgeleitet werden. Aus ihr er-
gibt sich letztlich die Einstufung der Über
schussbedeutung eines Ortes. Neben der 
faktischen Ausstattung ist somit die Nähe 
zu anderen Zentren und deren Ausstattung 
entscheidend. 

Ausstattungskataloge haben in der Regel 
einen positivplanerischen Charakter, d. h. 
sie benennen die Einrichtungen der Da­
seinsvorsorge, die in einem zentralen Ort 
nach Möglichkeit vorgehalten werden
sollen. Die Raumordnung setzt ihre zen­
tralörtlichen Festlegungen aber auch nega­
tivplanerisch ein. Besonders deutlich wird 
dies bei der Steuerung der Ansiedlung und 
Erweiterung von großflächigen Einzelhan­
delsvorhaben.110 Insbesondere bei allen in­
nenstadtrelevanten Sortimenten verfolgt die 
Raumordnung eine Konzentration großflä­
chiger Einrichtungen in den zentralen Or
ten. Damit verbunden wird ein Ausschluss 
in allen nichtzentralen Orten. 

Da die Statusfestlegung als zentraler Ort 
auch an Zuweisungen aus dem Finanzaus­
gleich gekoppelt ist, haben Gemeinden ein 
Interesse an der Einstufung als zentraler 
Ort oder an einer Höherstufung.111 Aus­
stattungskataloge werden daher in eini­
gen Ländern vorrangig als Maßstab für die 
Beurteilung entsprechender Einstufungs­
wünsche herangezogen. In Bayern soll ein 
Monitoring der Ausstattung getroffene Sta­
tusfestlegungen überprüfen. Denn faktisch 
entspricht die Einstufung eines zentralen 
Ortes oft nicht den angebotenen Einrich­
tungen. Eine Analyse für Ostdeutschland 
konnte nachweisen, dass beispielsweise
die mittelzentrale Ausstattung häufig hinter 
den vorgesehenen Dienstleistungsbündeln 
zurückbleibt (vgl. Karte 2).112 

Als versorgungspolitisch brisant erweist
sich neben der Definition von Ausstattungs­
katalogen insbesondere die Vorgabe von 
Erreichbarkeitsnormen für einzelne Dienst­
leistungen oder ganze zentrale Orte. Welche 
Versorgungsleistung ein zentraler Ort für 
sein Umland bietet, hängt ja nicht nur von 
seiner Ausstattung mit Dienstleistungen ab, 
sondern ergibt sich vor allem aus den Er­
reichbarkeitsverhältnissen. In Anlehnung
an landesplanerische Standards verschie­
dener Länder liegen Erreichbarkeitsdefizite 
vor, wenn ein Mittelzentrum mit mehr als 
30 Minuten Fahrzeit und ein Oberzentrum 
in mehr als 60 Minuten Fahrzeit mit dem 
Pkw erreichbar sind.113 Vergleichbare Min-

Karte 2 
Ausstattung der Gemeinden in Ostdeutschland mit mittelzentralen 
Einrichtungen des gehobenen Bedarfs 

­

 

­

 

 

 

Zentrale Orte 2005 

Oberzentren
 

Mittelzentren
 

Von den 18 überprüften Gemeinden, Stand 31.12.2005 
Infrastrukturbereichen mit Datenbasis: Infrastrukturdatenbank 
mittelzentraler Bedeutung des BBR 
sind in der Gemeinde Erreichbarkeitsmodell des BBR 
vorhanden 

Die Erreichbarkeitsmindeststandards 

5 10 15 18 
sind nicht erfüllt für 

mittelzentrale Funktionen 

Anmerkung: Dargestellt sind nur Gemeinden, 
in denen mehr als 4 der 18 überprüften Infra­
strukturbereiche vorhanden sind. 

deststandards finden sich nicht in allen 
Landesentwicklungsplänen.114 

Für das Zentrale-Orte-Konzept stellt die de­
mographische Entwicklung eine besondere 
Herausforderung dar. In Zukunft wird die 
Tragfähigkeit von Einrichtungen durch Be­
völkerungsrückgang oder Verschiebungen 
in der Alterszusammensetzung häufiger 
unterschritten. Das Leitbild „Daseinsvor­
sorge sichern“ fordert deshalb eine fle­
xiblere Handhabung und Anpassung der 
Zentrale-Orte-Konzepte an die gewandel­
ten räumlichen Nachfragestrukturen. Öf­
fentliche Ausstattungsstandards und die 

Quelle: Pütz/Spangenberg 2007 
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Funktionszuweisungen für die unterschied­
lichen Stufen des zentralörtlichen Systems 
gilt es zu überprüfen und zu modifizieren. 
Viele Landesplanungen haben daher bei 
der Neuaufstellung ihrer Landesentwick­
lungspläne Reformen ihrer Zentrale-Orte-
Systeme durchgeführt. Trotz erforderlicher 
Straffungsmaßnahmen und neuer Mindest­
standards ist das System zentraler Orte aber 
weiterhin ein „unverzichtbares Instrument 
zur Gewährleistung einer nachhaltigen, 
d. h. zukunftsfähigen Raumentwicklung, 
aktiven regionalen Entwicklungspolitik und 
flächendeckenden Sicherung der Daseins­
vorsorge“ 115. 

Im normativen Konzept Zentraler-Orte-
Systeme drückt sich ein starker Regulie­
rungsanspruch der Raumordnung aus. 
Nichts weniger als die Gewährleistung einer 
raumstrukturell genau differenzierten Ver­
sorgungslandschaft mit vielfältigen markt- 
und nicht marktbezogen Dienstleistungen, 
die sowohl von der öffentlichen Hand wie 
von der Privatwirtschaft bereitgestellt wer­
den, soll die Regulierung erreichen. Ange­
sichts eher skeptischer Einschätzungen sei­
ner Steuerungswirksamkeit 116, drängt sich 
die Frage nach Anspruch und Wirklichkeit 
des Zentrale-Orte-Konzepts auf. Schlüssel 
zur Beantwortung ist eine Beurteilung der 
Bindungswirkung von öffentlichen Stellen 
und Privaten durch zentralörtliche Fest­
legungen, ein Thema, dass Rechtswissen­
schaft und empirische Planungsforschung 
in seiner ganzen Komplexität bisher noch 
nicht abschließend untersucht haben. 

Unsicher ist die Beurteilung, ob Ausstat­
tungskataloge subjektive Rechte begründen 
und damit den Gemeinden einen Ausbau- 
bzw. Sicherungsbedarf für Einrichtungen 
garantieren, die im Landesentwicklungs­
plan für eine Hierarchiestufe als Mindest­
standard definiert wurden.117 Zweifelhaft ist 
auch, ob zentralörtliche Festlegungen, die 
private Dienstleistungen betreffen, über­
haupt eine Bindungswirkung bei Personen 
des Privatrechts entwickeln können.118 

Blotevogel kommt zu einer pessimistischen 
Einschätzung: „Für den privatwirtschaft­
lichen Bereich der Infrastruktur verfügt die 
Landes- und Regionalplanung kaum über 
Steuerungsmöglichkeiten, und auch im Be­
reich der öffentlichen Infrastruktur wehren 
sich sowohl Fachplanungen als auch die 
Kommunen mit nachvollziehbaren Grün­
den gegen verbindlich vorgegebene Stand­

ortraster“ 119. Diese skeptische Einschätzung 
ist allerdings zu relativieren, betrachtet man 
den spezifischen Regulierungsmodus der 
Raumordnung, die Meta-Regulierung. 

Grundsätzlich richtig ist, dass raumord­
nungsrechtliche Festlegungen keinen di­
rekten Durchgriff auf die Verortung von 
Einrichtungen der Daseinsvorsorge ermög­
lichen, unabhängig davon, ob es sich um 
private oder öffentliche Träger handelt. Die 
Raumordnung kann somit nicht direkt Aus­
bau, Erhaltung oder Schließung von Ein­
richtungen vorschreiben. Vom Gesetzgeber 
vorgesehen ist „nur“ eine indirekte Steue­
rung, im Wesentlichen durch Beeinflussung 
sehr unterschiedlicher Fachplanungen. 
Hierin zeigt sich der Meta-Regulierungs­
charakter zentralörtlicher Statusfestlegun­
gen. 

Fast alle Fachplanungsgesetze, aber auch ei­
nige Regulierungsgesetze sehen eine Raum­
ordnungsklausel vor. Dies sind gesetzliche 
Tatbestände, die öffentliche Planungs- und 
Maßnahmenträger zur Berücksichtigung 
bzw. Beachtung von Zielen und Grund­
sätzen der Raumordnung verpflichten.120 

Dabei ist zwischen allgemeinen Raumord­
nungsklauseln des Raumordnungsgesetzes 
und der Landesplanungsgesetze sowie den 
speziellen Raumordnungsklauseln in den 
Fachgesetzen und im BauGB zu unterschei­
den, die verfahrensrechtliche wie mate­
riell-rechtliche Bindungen der jeweiligen 
Fachplanungen normieren.121 Damit wird 
der übergeordnete Charakter der Raumord­
nung anerkannt.122 Durch raumordnungs­
rechtliche Festlegungen soll aber nicht die 
Fachplanung ersetzt werden, vielmehr wird 
dieser von der rechtlichen Kompetenzord­
nung eine starke relative Eigenständigkeit 
eingeräumt. In der Praxis ergeben sich bei 
der Kollision überfachlicher Planungskom­
petenzen der Raumordnung mit fachspezi­
fischen Kompetenzen der Fachplanungen 
zwar vielfach Konflikte123, grundsätzlich ha­
ben aber die Ziele der Raumordnung Vor­
rang vor der Fachplanung, auch wenn dieser 
Kompetenzbereich – z. B. durch § 5 ROG – 
wieder relativiert wird.124 

Zentralörtliche Statusfestlegungen wirken 
primär mediatisierend, in dem sie Wir­
kungen im Rahmen von Fachplanungs- 
und Genehmigungsverfahren auslösen. 
Adressaten der Raumordnung sind vor­
rangig andere Planungsträger. Erst deren 
Entscheidungen richten sich an die eigent­
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lichen Vorhabenträger. Insofern steuert die 
Raumordnung primär andere öffentliche 
Regulierungsstellen. Fachplanungen haben 
gemeinsam, „dass sie ebenso wie die Raum­
planung nur die Grobplanung beinhalten, 
also die Verortung und Einbettung des Vor­
habens in einen größeren Raum vorneh­
men, dabei jedoch allein an den fachspezi­
fischen Zielen ausgerichtet sind“.125 

In welchen Politikbereichen eine Meta-Re­
gulierung durch die Raumordnung prakti­
ziert wird, verdeutlichen exemplarisch die 
folgenden Beispiele: 

Raumordnungsklauseln in den Kranken­
hausplanungsgesetzen der Länder sehen in 
der Regel eine Bindung an die zentralört­
lichen Statusfestlegungen vor (z. B. § 4 
Abs. 1 SächsKHG). So definiert der Kranken­
hausplan des Freistaates Sachsen „Ziel der 
staatlichen Krankenhausplanung ist es, ein 
bedarfsgerechtes, funktional abgestimmtes 
Netz einander ergänzender Krankenhäuser 
zu schaffen, das sich eng am Zentrale-Orte-
System der Landesentwicklung orientiert“.126 

In Thüringen ist die Orientierung der Kran­
kenhausstandorte am Zentrale-Orte-System 
als Grundsatz im Landesentwicklungsplan 
bestimmt. In Mecklenburg-Vorpommern 
werden zentrale Orte als Vorrangstandorte 
für Einrichtungen des Gesundheitswe­
sens als Ziel der Raumordnung festgelegt. 
Die Krankenhausgrundversorgung orien­
tiert sich an den zentralörtlichen Hierar­
chiestufen.
werden Err
z. B. für Kr
gung (mit 
und einer 
gischen A
pommern 
und Saarla

Im Bereich
der besteh

 Als wohnortnahe Versorgung 
eichbarkeitsstandards definiert: 
ankenhäuser der Grundversor­
mindestens einer chirurgischen 
internistischen bzw. gynäkolo­

bteilung) in Mecklenburg-Vor­
maximal 25 –30 km oder in NRW 
nd 15 –20 km. 

 der Verkehrsplanung der Län­
en ebenfalls unterschiedliche 

Raumordnungsklauseln, die eine Bindung 
von Fachplanungen an zentralörtliche 
Festlegungen garantieren. Beispielsweise 
richtet das Land Sachsen-Anhalt seine Pla­
nung des öffentlichen Verkehrs vollständig 
an den zentralörtlichen Ausweisungen der 
Landesplanung aus.127 Aber auch die Stra­
ßenverkehrsplanung, im Rahmen von Ge­
neralverkehrsplänen wie bei Planfeststel­
lungsverfahren, ist an Ziele und Grundsätze 
der Raumordnung gebunden. Grundsätz­
lich kann die Raumordnung der Fachpla­
nung aber nicht den Ausbau oder die Erwei­
terung von verkehrlichen Infrastrukturen 

an einem bestimmten Standort vorschrei­
ben. Ihr Kompetenzrahmen lässt dies nicht 
zu, ebenso wenig wie Aussagen zu fach­
lichen Einzelheiten wie die Anordnung von 
Nachtflugverboten, Schallschutzmaßnah­
men, Geschwindigkeitsbegrenzungen, Be­
dienqualitäten.128 

Eine besondere Rolle spielen zentralörtliche 
Festlegungen der Raumordnung im Rah­
men der Schulentwicklungsplanung. Schul­
standortfestlegungen sollen sich am Netz 
der zentralen Orte ausrichten. Grundschu­
len sollen beispielsweise in Thüringen und 
Sachsen in allen zentralen Orten vorgehal­
ten werden, während Gymnasien auf Stand­
orte in Mittel- und Oberzentren beschränkt 
sind. Berufsschulen sind vorrangig in Ober­
zentren und in Ausnahmefällen auch in Mit­
telzentren anzubieten. Sachsen ermöglicht 
dies auch in Ausnahmen in Grundzentren. 
Länder mit besonderen demographischen 
Herausforderungen nutzen zentralörtliche 
Festlegungen zur Durchsetzung von Rück­
baumaßnahmen in der Schulentwicklungs­
planung. Die Fachplanung kann Stand­
ort- und Rückbauentscheidungen durch 
Berufung auf die Zielstellungen des Zen­
trale-Orte-Systems „politisch entlasten“.129 

Konkret wurde diese Vorgehensweise bei 
der Schulentwicklungsplanung in Sachsen 
erprobt, spielt heute aber praktisch in allen 
schrumpfungsgefährdeten Räumen eine 
Rolle. 

Ein Beispiel für die Ausdehnung raumord­
nungsrechtlicher Bindungswirkungen auf 
Privatunternehmen ist die Raumordnungs­
klausel der Post-Universaldienstleistungs­
verordnung (PUDLV). In § 2 Abs. 1 PUDLV 
werden die „Qualitätsmerkmale der Briefbe­
förderung“ definiert und wird festgelegt: „In 
allen Gemeinden mit mehr als 2 000 Ein­
wohnern muss mindestens eine stationäre 
Einrichtung vorhanden sein; dies gilt in der 
Regel auch für Gemeinden, die gemäß lan­
desplanerischen Vorgaben zentralörtliche 
Funktionen haben.“ Problematisch ist diese 
Vorschrift, da zentralörtliche Statusfestle­
gungen nicht nach einem bundesweit ein­
heitlichen Verfahren vorgenommen werden. 
Da sich die Ausweisungspraxis der Länder 
erheblich unterscheidet, erhöhen sich die 
Regulierungskosten für private Postdienst­
leister erheblich in Ländern, die überpro­
portional viele zentrale Orte ausgewiesen 
haben. Eine rechtliche Gleichbehandlung 
wird so vereitelt. 

(125)
 
Ebda., S. 229
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Stand 1.1.2002, 6. Fortschrei­
bung
 

(127)
 
Ministerium für Bau und Ver­
kehr 2005
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Domhardt et al. 2007, S. 11
 

(129)
 
Danielzyk/Koch 2001
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BBR 2005
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Dehne/Kaether 2007
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MKRO 2006
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Goppel 2006, S. 649
 

(135)
 
Dehne/Kaether 2007, S. 19
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Siehe hierzu auch den Beitrag 

von Fahrenkrug et al. i. d. H.
 

(137)
 
Siehe hierzu BBR 2007a,b
 

Tabelle 3 
Anpassungsmaßnahmen der Daseinsvorsorge an gewandelte Nachfrage­
strukturen (eigene Zusammenstellung) 

Anpassungsmaßnahme Beispiel 

Schließen von Einrichtungen Unterausgelastete Grundschule, Kindergärten 

Erhöhung der Erreichbarkeit optimierte ÖPNV-Netze, nachfrageorientierte Taktzeiten 

Verkleinerung reduziertes Busnetz, jahrgangsübergreifender Unterricht 

Dezentralisierung mehrere Biokläranlagen statt Großkläranlage, Bürgerämter 
statt Zentralverwaltung 

Zusammenlegung Schulzentralisierung, Kooperation von zwei Schulstandorten 
mit einer Schulleitung 

Temporäre Ansätze Wochenmärkte, mobile Bibliotheken, Zahnarzt auf Rädern 

Neustrukturierung / 
Substituierung 

Warenbestellung (Internet) statt Einkauf (Geschäft), 
Zusammenlegung von Klassen mit neuen pädagogischen 
Konzepten 

Privatisierung Verkauf von Stadtwerken 

7 K	 o-Regulierung der 
Angebotsanpassung öffentlicher 
Daseinsvorsorge 

Zukünftig kann in vielen Teilräumen 
Deutschlands die in Ausstattungskatalogen 
definierte Mindestversorgung zu vertret­
baren Erreichbarkeiten nicht mehr auf 
dem heutigen Niveau garantiert werden.130 

Unterschreitet die Bevölkerung in den Ver­
sorgungsbereichen zentraler Orte betriebs­
wirtschaftliche Tragfähigkeitsgrenzen, dann 
werden Kapazitätsreduktion, Zusammenle­
gung, Privatisierung, neue Organisations­
modelle und vielfach sogar die Schließung 
von Einrichtungen nötig (s. Tab. 3).131 

Die Landesplanung reagiert mit einer Aus­
dünnung ihrer Zentrale-Orte-Systeme132, 
und auch die Leitbilder der Raumentwick­
lung favorisieren diesen Anpassungsweg.133 

Aus verteilungspolitischer Sicht ist diese 
Strategie allerdings problematisch, stellt sie 
doch einen Bruch mit dem bisher prakti­
zierten Vorhalteprinzip dar. In der Vergan­
genheit hatte sich die Raumordnung in al­
len Ländern dazu verpflichtet, notwendige 
Versorgungseinrichtungen flächendeckend 
in zumutbaren Entfernungen bereitzustel­
len, „auch wenn diese (gemessen an lan­
desweiten Durchschnittswerten) weniger 
ausgelastet sein sollten“.134 In Folge einer 
Ausdünnungsstrategie wird die Zahl zen­
traler Orte reduziert, so dass Teile der Be­
völkerung weitere Wege zu den verbliebe­
nen Zentren in Kauf nehmen müssen. 

Verschlankung und Ausdünnung der Versor­
gungslandschaft sind heute bereits in den 
dünn besiedelten Ländern, die besonders 

von einem Bevölkerungsrückgang betrof­
fen sind, für die Raumordnungsplanung ein 
Thema. Sie muss hier den Anpassungspro­
zess von Angeboten der Daseinsvorsorge 
so koordinieren, dass eine Mindestausstat­
tung der Daseinsvorsorge in den zentralen 
Orten nicht unterschritten und Maximal­
entfernungen zu zentralen Einrichtungen 
möglichst nicht überschritten werden. Aktiv 
hat die Regionalplanung diese Herausfor­
derung vor allem dort aufgegriffen, wo sie 
finanziell durch eine Förderung von Mo­
dellvorhaben unterstützt wurde. 

Angesichts des regionalen Ausmaßes demo­
graphischer Problemlagen ist es erstaun­
lich, wie wenig Länder bisher Modellvorha­
ben zur Bewältigung des demographischen 
Wandels auf regionaler Ebene gestartet ha­
ben. In Sachsen, Hessen und Hamburg, in 
Kooperation mit Schleswig-Holstein und 
Niedersachsen, werden mittlerweile demo­
graphieorientierte Modellvorhaben durch­
geführt.135 Umfangreichere Erfahrungen mit 
Modellvorhaben in der Daseinsvorsorge 
liegen auf Bundesebene vor. Allein mit dem 
Programm „Modellvorhaben der Raumord­
nung“ (MORO) haben das Bundesministe­
rium für Verkehr, Bau und Stadtentwicklung 
(BMVBS) und das Bundesamt für Bauwesen 
und Raumordnung (BBR) mittlerweile in 
14 Regionen Anpassungsprozesse der Da­
seinsvorsorge an den demographischen 
Wandel unterstützt. 

Am Beispiel des MORO „Regionalplane­
rische Handlungsansätze zur Gewährleis­
tung der öffentlichen Daseinsvorsorge“136 

kann hier exemplarisch die diskursive Er­
arbeitung regionaler Anpassungskonzepte 
durch die Raumordnung demonstriert wer­
den.137 Der praktizierte netzwerkbasierte 
Ansatz stellt ein Beispiel für Ko-Regulierung 
dar. 

Als Sachwalter gleichwertiger Lebensver­
hältnisse soll die Regionalplanung dem 
Belang einer sozialverträglichen Versor­
gungsqualität ein gewichtiges Gehör ver­
schaffen und die regionalen Anbieter von 
Einrichtungen der Daseinsvorsorge bei der 
Einigung auf eine Angebotsplanung unter­
stützen, die Mindestausstattungen nicht 
unterschreitet und Maximalentfernungen 
nicht überschreitet. Für Modellvorhaben 
einmalig ist die Berücksichtigung der Kos­
ten alternativer Angebotsstrategien. Denn 
Wirtschaftlichkeitsgesichtspunkte werden 
bei Anpassungsplanungen häufig ausge­
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blendet. So werden bei Schließungsemp­
fehlungen für Schulen, die vorgeschriebene 
Tragfähigkeitsschwellen unterschreiten 
(Mindestschülerzahlen), in der Regel nicht 
die Folgekosten für den erhöhten Schüler­
transportaufwand, die Leerstandskosten 
und die Ausbauinvestitionen berücksichti­
gt, die aus Schulschließungen resultieren. 

Als Arbeitsform kam in den Modellregionen 
nur ein Ansatz von Netzwerkgovernance in 
Frage.138 Generell wird von der Raumord­
nung immer häufiger das Management von 
Netzwerken erwartet.139 In der Netzwerklite­
ratur werden zwei Formen der Netzwerkgo­
vernance unterschieden:140 

• 	 Netzwerke, die durch eine Organisation 
koordiniert und gesteuert werden 

• 	 Netzwerke, in denen alle beteiligten Or
ganisationen interagieren, ohne dass 
eine Organisation zentrale Management­
aufgaben für den Gesamtprozess über­
nimmt. 

In den Modellregionen wurde der Ansatz 
eines zentral koordinierten Netzwerks ver­
wirklicht, bei der ein Team, gebildet aus be­
hördlichen Vertretern der Regionalplanung 
bzw. der Kreisverwaltung und Mitarbeitern 
der Begleitforschung, für das Management 
der Zusammenarbeit verantwortlich waren. 

Da die Regionalplanung kompetenzrecht­

­

lich keine verbindlichen Entscheidungen 
über Anpassungsmaßnahmen treffen darf, 
ist sie auf eine Kooperation all jener Organi­
sationen und Betreiber angewiesen, die mit 
der Planung und Entwicklung unterschied­
lichster Einrichtungen der Daseinsvorsorge 
in einer Region beauftragt sind. In diesem 
arbeitsteiligen Prozess der Gemeinwohlver­
wirklichung nimmt die Regionalplanung 
vorrangig koordinierende Aufgaben wahr. 
Dies ist symptomatisch für den Gewährleis­
tungsstaat, da der Koordinationsmodus für 
arbeitsteilige Gemeinwohlbeiträge „nicht 
länger in einer ausschließlich oder über­
wiegend hierarchischen Koordination be­
stehen kann“141 und die Interaktion vorran­
gig in Netzwerken zwischen Organisationen 
stattfindet.142 Im koordinierenden Bereich 
gibt es deshalb „eindeutig mehr zu tun als 
vorher“.143 Dadurch ist die Regionalplanung 
auf Verhandlung als Steuerungsmittel fest­
gelegt144, ein Umstand, der generell für An­
sätze der Netzwerkgovernance zuzutreffen 
scheint.145 

Tatkräftig durch eine Begleitforschung un­
terstützt, wurden für die Bereiche Pflege, 
Schule, Kinderbetreuung und öffentlicher 
Nahverkehr Akteursnetzwerke initiiert und 
eine gruppenorientierte Problembearbei­
tung begonnen. In diesen Netzwerkstruk­
turen begegnen sich gleichberechtigte Ak­
teure, sowohl aus amtlichen Stellen wie 
von privaten Betreibern. Entscheidungen 
über regionale Versorgungsstandards, zu 
erhaltende oder zu schließende Einrich­
tungen sowie alternative Organisations­
modelle sind in Netzwerkkontexten aber 
nur dann erfolgreich, wenn sie im Konsens 
aller erfolgen. Da ein Konsens koopera­
tives Handeln der Beteiligten voraussetzt, 
in vielen Anpassungsbereichen aber auch 
Interessengegensätze eine Rolle spielen, 
bedurfte es einer unterstützenden Mode­
ration, die die Begleitforschung übernahm. 
Konflikte ergaben sich vor allem bei jenen 
Anpassungsentscheidungen, die eine Ab­
wägung zwischen Wirtschaftlichkeitsge­
sichtspunkten und Versorgungsqualitäten 
erforderten. 

Sobald in Netzwerken von der Szenario­
entwicklung zur Formulierung der kon­
kreten Anpassungsmaßnahmen überge­
gangen wird, stellt sich automatisch die 
Frage, wie die angestellten Überlegungen 
und erarbeiteten Problemlösungen auch 
in die Praxis überführt werden können. In 
den Modellregionen mussten daher spezi­
fische Vertragskonzepte entworfen werden, 
die regeln, wie kollektiv verbindliche Ent­
scheidungen überhaupt zu treffen sind und 
wer durch diese Konventionen gebunden 
wird. Zentrales Problem ist somit nicht nur 
die Suche nach einer kompromissfähigen 
Vereinbarung. Es müssen vor allem insti­
tutionelle Regelungen entwickelt werden 
(„institutional design“), die absichern, dass 
sich die beteiligten Akteure auch später an 
die vereinbarten Ziele und Maßnahmen 
halten. Beispielsweise können dies regio­
nale Selbstverpflichtungen in Form eines 
raumordnerischen Vertrags sein. Aber auch 
klassische Festlegungen in Regionalplänen 
bieten sich an, um freiwillige Selbstver­
pflichtungen verbindlich zu regeln. 

In den Modellvorhaben hat die netzwerk­
orientierte Erarbeitung von Anpassungs­
strategien andere Resultate erbracht, als es 
bei einer klassischen Form der sektororien­
tierten Herangehensweise, wie sie für Fach­
planungen typisch ist, zu erwarten gewesen 
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(140)
 
Provan/Kenis 2007; Junki 2006
 

(141)
 
Schuppert 2004, S. 8
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wäre. Im Unterschied zur imperativen Re­
gulierung, bei der eine staatliche Instanz 
die Ge- und Verbote des Regelwerks fest­
legt, die die Regulierungsadressaten zu be­
folgen haben, basierte der diskursive Erar­
beitungsprozess von Anpassungsstrategien 
auf Ko-Regulierung, d. h. der gemeinsamen 
Setzung von Regulierungszielen und Instru­
menten zu ihrem Vollzug. 

Ko-Regulierung erfolgt nach herrschender 
Meinung vorrangig zwischen Staat und pri­
vaten Akteuren, meistens im Rahmen von 
Verhandlungen und Vereinbarungen, in de­
nen die privaten Akteure gleichberechtigt 
neben dem Staat an der Entscheidungsfin­
dung beteiligt sind.146 Bisher wird der Begriff 
nicht im Kontext innerstaatlicher Regulie­
rungsbeziehungen angewendet. Grundsätz­
lich spricht allerdings nichts dagegen, ihn 
auch auf die kooperative, arbeitsteilige Be­
arbeitung von Regulierungsaufgaben inner­
halb des Staates anzuwenden. 

Gegenüber der Ko-Regulierung gilt es die 
Ansätze der Selbstregulierung abzugren­
zen. Die Idee der Selbstregulierung basiert 
auf der Annahme einer passiven Rolle des 
Staates. Der Staat verzichtet darauf, die Re­
gulierungsregeln zu formulieren und ihre 
Beachtung zu überwachen, stattdessen ei­
nigen sich bei einer expliziten Selbstregulie­
rung die Regulierungsadressaten selbst auf 
verbindliche Regeln und die Institutionen 

ihrer Überwachung.147 Von Selbstregulie­
rung kann somit immer dann gesprochen 
werden, „wenn eine öffentliche Aufgabe 
von gesellschaftlichen Kräften außerstaat­
lich, insbesondere innerhalb des Marktes, 
in organisierter Form übernommen wird, 
wobei der Staat ein konkretes Interesse an 
der Erfüllung hat, die Organisation stützt 
und auf diese substantiell einwirkt“.148 

Grundsätzlich darf Selbstregulierung nicht 
mit Selbstverwaltung verwechselt werden.149
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Tabelle 4 
Unterschiedliche Formen der Regulierung 

Kooperation öffentlicher und privater Akteure 

Niedrig Hoch 

Grad rechtlicher Freiwillig Private Selbstregulierung Ko-Regulierung 
Verbindlichkeit Verpflichtend Interventionistische Regulierte Selbst-

Regulierung regulierung 

Quelle: Knill 2003, S. 65 

Selbstverwaltung ist „öffentlich-rechtlich 
verfassten Organisationen und Zusammen­
schlüssen vorbehalten“150 und bezeichnet 
somit ausschließlich Phänomene innerhalb 
des Staates.151 Vielfach werden Prozesse der 
Selbstregulierung deshalb nur auf die Wirt­
schaft beschränkt oder wird allenfalls noch 
die Interaktion sonstiger nichtstaatlicher 
Akteure einbezogen.152 Diese Regulierungs­
form ist somit ausschließlich für Regulie­
rungsaufgaben außerhalb des öffentlichen 
Sektors beschränkt. Um Prozesse der Ko­
operation von Gebietskörperschaften auf 
regionaler Ebene zu bezeichnen, wird in 
vergleichbarem Zusammenhang von regio­
naler Selbststeuerung gesprochen.153 

Eine Mischform von imperativer Regulie­
rung und Selbstregulierung ist die regu­
lierte Selbstregulierung. Sie kann definiert 
werden als „Selbstregulierung, die in einen 
staatlich gesetzten Rahmen eingepasst ist 
bzw. auf rechtlicher Grundlage erfolgt“.154 

Aus rechtlicher Sicht liegt es nicht auf der 
Hand, ob interorganisatorische Netzwerke, 
die in erster Linie Organisationen des öffent­
lichen Sektors betreffen, dem Regulierungs­
typ „regulierter Selbstregulierung“ zugeord­
net werden können. Für eine dogmatische 
Trennungslinie zwischen einer hoheitlichen 
Regulierung gesellschaftlicher Selbstregu­
lierung und der Regulierung staatsinterner 
Selbstregulierung spricht sich Schneider 
aus. Am Beispiel des Haushaltsrechts wird 
gezeigt, wie eine regulierte Selbstregulie­
rung auch innerhalb des Staates möglich 
ist.155 

Gegenüber der Ko-Regulierung unterschei­
det sich die regulierte Selbstregulierung 
darin, dass bei Ko-Regulierung Regulator 
und Regulierungsadressaten gemeinsam 
die Regulierungsaufgabe bewältigen, wäh­
rend bei der regulierten Selbstregulierung 
durch den Regulator ein Ordnungsrahmen 
gezogen und überwacht wird, innerhalb 
dessen dann die Selbstregulierung autono­
mer juristischer Personen des Privatrechts 
stattfinden kann. Die Regulierungsform 
der Regionalplanung, gemeinsam mit Or­
ganisationen der Daseinsvorsorge eine An­
passungsstrategie für Einrichtungen der 
Daseinsvorsorge zu entwickeln und ihren 
Vollzug durch vertragliche Vereinbarung zu 
sichern, entspricht somit eher dem Modus 
der Ko-Regulierung. 
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8 R	 esponsive Regulierung und 
das Regulierungsregime der 
Raumordnung 

Neben den beiden dargestellten Regulie­
rungsmodi „Meta-Regulierung“ und „Ko-
Regulierung“ stehen der Raumordnung 
aber auch noch andere Regulierungsformen 
zur Verfügung, wie die interventionistische 
Regulierung oder die Regulierung mit In­
formationsangeboten. Der gesamte Instru­
mentenkanon der Raumordnung kann als 
Regulierungsregime156 beschrieben wer­
den. Der Raumordnung bieten sich somit 
verschiedene Strategieoptionen, um situa­
tionsbezogen und flexibel für unterschied­
liche Steuerungsaufgaben die geeigneten 
Regulierungsmodi („regulatory choice“) 
auszuwählen.157 Der Ansatz responsiver Re­
gulierung setzt bei diesem Entscheidungs­
problem an158: Regulatoren müssen vom 
erwarteten Verhalten ihrer Regulierungs­
adressaten ausgehen, um einschätzen zu 
können, ob ein mehr oder weniger interven­
tionistischer Steuerungseingriff erforderlich 
und angemessen ist.159 Responsive Regu­
lierung folgt damit dem verfassungsrecht­
lichen Grundsatz der Verhältnismäßigkeit, 
wonach sich der Staat zur Sicherung sei­
nes Steuerungserfolgs nur der Instrumente 
bedienen darf, die seine Ziele gegenüber 
seinen Adressaten auf schonendem Wege 
realisieren. Bei der Regulierungswahl muss 
aber auch berücksichtigt werden, welche 
Eskalationsstrategien verbleiben, wenn das 
Regulierungsziel mit dem mildesten Mittel 
nicht erreicht wird. Regulierung ist deshalb 
umso effektiver, je mehr Instrumente mit 
abgestufter Restriktivität zur Verfügung ste­
hen160: „regulators will be more able to speak 
softly when they carry big sticks (and crui­
cally, a hierarchy of lesser sanctions). Para­
doxically, the bigger and the more various 
are the sticks, the greater the success regu­
lators will achieve by speaking softly”161. 

Bei einer Gesamtstrategie responsiver Regu­
lierung können die zur Verfügung stehenden 
Regulierungsmodi in Form einer Pyrami­
de dargestellt werden, deren Stufenabfolge 
die zunehmende Restriktivität des Regulie­
rungszugriffs abbildet.162 Entsprechend der 
Steigerungsfähigkeit abweichenden Verhal­
tens auf Seiten der Regulierungsadressaten 
ordnen sich so die Reaktionsmöglichkeiten 
der Regulatoren in abgestuften Eingriffs­
intensitäten. Eine Pyramide abgestufter Re­
gulierungsmodi versammelt auf ihrer Basis 

all jene Instrumente, die ohne Anwendung 
von Zwang zum Regulierungsziel führen. 

Im Falle der Regulierung öffentlicher Da­
seinsvorsorge durch die Raumordnung wird 
die Basis von Informationsinstrumenten 
gebildet (s. Abb. 1). Regelmäßige Bestands­
aufnahmen der zentralen Einrichtungen 
der Daseinsvorsorge einer Planungsregion, 
die z. B. faktisch in den zentralen Orten 
vorgehalten werden, ergänzt um erreich­
barkeitsorientierte Abschätzungen der flä­
chenhaften Grundversorgung, zeigen den 
Regulierungsadressaten auf, wo Konflikte 
mit Versorgungs- und Erreichbarkeitsstan­
dards bestehen. Szenarioansätze auf der 
Basis von Bevölkerungsprognosen verdeut­
lichen die Nachfragefolgen zukünftiger Be­
völkerungsentwicklung für die Auslastung 
bestehender Infrastrukturen, decken Kos­
tenbelastungen auf und identifizieren den 
Anpassungsbedarf.163 Diese Informations­
instrumente führen aber nicht schon zum 
Handlungserfolg, wenn ihr kommunikativer 
Erfolg gesichert ist, d. h. die Adressaten der 
Information ihre Bedeutung erkannt haben. 
Es muss auch eine zweite Bedingung erfüllt 
sein: Die Adressaten müssen die Anschluss­
handlungen durchführen und die von der 
Raumordnung gewünschten Wirkungen 
herbeiführen.164 

Auf der zweiten Stufe der Regulierungs­
pyramide sind freiwillige Ansätze interor­
ganisatorischer Kooperation angesiedelt. 
Solch eine Kooperation muss ein kollek­
tives Handlungsproblem lösen.165 Nach der 
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Abbildung 1 
Regulierungspyramide für die Regulierung öffentlicher Daseinsvorsorge 
durch die Raumordnung 

horizontale Kooperation in Netzwerken 

Informationsangebote: Monitoring, Prognosen, Szenarien 

Ko-Regulierung 

intervent. Regulierung 
mit Grundsätzen 

Regulierung 
mit Zielen 

Plan­
gebot 

Quelle: eigener Entwurf 
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Logik kollektiven Handelns besteht der 
Kern kollektiver Handlungsprobleme darin, 
einzelne Organisationen davon abzuhalten 
nur ihr eigenes Wohlergehen zu verfolgen, 
sondern stattdessen ihr Verhalten am Ge­
meinwohl einer Gruppe auszurichten.166 

Offensichtlich reicht die Existenz gemein­
samer Interessen und die geteilte Einsicht, 
diese nur durch gemeinsames Handeln rea­
lisieren zu können, nicht aus, um ein ge­
meinschaftlich orientiertes Handeln auch 
wahrscheinlich zu machen.167 Folglich be­
darf es flankierender Regulierungseingriffe, 
die eine freiwillige Einigung unter den Be­
treibern der Daseinsvorsorge wahrschein­
licher werden lassen. Beispielsweise kann 
ein Drohpotenzial der Raumordnung eine 
freiwillige Einigung befördern. Formeln wie 
„das Schwert in der Scheide“ oder die „Rute 
im Fenster“ deuten an, wie Verhandlungs­
lösungen durch die präsente Alternative 
einer hierarchischen Intervention erfolg­
reicher werden.168 Beim Scheitern freiwil­
liger Einigungen droht die Raumordnung 
an, ein entsprechendes Anpassungskonzept 
durch hierarchische Intervention herbei­
zuführen, auch gegen den Willen der Regu­
lierungsadressaten. Dies berührt aber be­
reits fortgeschrittenere Eskalationsstufen. 
Bevor es so weit kommt, werden zunächst 
Ansätze der Ko-Regulierung getestet. 

Innerhalb eines Netzwerks agiert dabei die 
Raumordnung auf gleicher Augenhöhe mit 
Betreibern von Daseinsvorsorgeeinrich­
tungen und Behörden der Fachplanung. 
Das Ziel der Ko-Regulierung besteht darin, 
gemeinsam zu verbindlichen Konzepten zu 
gelangen, ohne Zwangsinstrumente einset­
zen zu müssen. Durch Moderation eines re­
gionalen Anpassungskonzepts kann die 
Raumordnung auf diskursivem Wege kollek­
tive Handlungsstrategien identifizieren. Bei­
spielsweise mittels Abschluss eines raum­
ordnerischen Vertrags gewinnt eine frei­
willige Anpassungsstrategie Verbindlichkeit 
gegenüber den Betreibern von Daseinsvor­
sorgeeinrichtungen. 

Reichen reine Informationsangebote, frei­
willige Arrangements horizontaler Koope­
ration und komplexe Formen der Ko-Re­
gulierung aber nicht aus, um neben dem 
kommunikativen auch den instrumentellen 
Erfolg zu sichern und Angebot und Nach­
frage der Daseinsvorsorge in Kongruenz 
zu bringen, kann die Raumordnung durch 
Festlegungen in ihren Plänen rechtsverbind­
liche Normen vorgeben, die durch Adres­
saten berücksichtigt oder beachtet werden 
müssen. Auf der ersten Stufe wären hier die 
Grundsätze der Raumordnung zu nennen. 
Sie müssen von Adressaten berücksichtigt, 
können allerdings im Rahmen von Abwä­
gungsentscheidungen auch überwunden 
werden. Führt der Vollzug von Grundsätzen 
der Raumordnung nicht zum gewünschten 
Regulierungserfolg, können durch Ziele der 
Raumordnung strikte Bindungswirkungen 
ausgelöst werden, die nicht in der Abwä­
gung zu überwinden sind. Alle öffentlichen 
Stellen und in Grenzen auch Personen des 
Privatrechts wären dann zu einer Anpas­
sungshandlung gezwungen. 

Der Vollzug von Grundsätzen und Zielen der 
Raumordnung liegt in der Regel nicht mehr 
in den Händen der Träger der Raumordnung, 
sondern obliegt Genehmigungsbehörden. 
Sie sind durch die Raumordnungsklauseln 
gezwungen, bei ihren Entscheidungen die 
Einhaltung von Festlegungen der Raumord­
nung zu überprüfen. Reicht aber auch diese 
Interventionsmöglichkeit nicht aus, bleibt 
der Raumordnung als letztes Mittel das Pla­
nungsgebot, um Adressaten der Regulierung 
zu einer Umsetzung der raumordnerischen 
Ziele zu zwingen. Dieses Instrument wur­
de bisher allerdings erst in wenigen Fällen 
eingesetzt und wird allenfalls zu Drohzwe­
cken bemüht. Wegen seiner strikten Durch­
griffswirkung ist es bei den Adressaten der 
Raumordnung nicht sehr beliebt. So hielten 
z. B. die kommunalen Spitzenverbände die 
Einführung eines Planungsgebots im Rah­
men der ROG-Novellierung für eine unzu­
lässige und unnötige Einschränkung der 
kommunalen Planungshoheit. 
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